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Kurzfassung 
Städte versuchen heute schon mehr als die Hälfte der anthropogenen Treibhaus-

gasemissionen und tragen damit wesentlich zum Klimawandel bei. Andererseits 

sind in Städten die gesundheitlichen und ökologischen Auswirkungen des Klima-

wandels nicht zuletzt durch den urbanen Hitzeinsel-Effekt besonders deutlich spür-

bar. Städte spielen daher eine wichtige Rolle für das Erreichen der Pariser Klima-

schutzziele. 

Die Stadt Wien engagiert sich seit vielen Jahren aktiv im Klimaschutz, schon 1999 

wurde das erste Klimaschutzprogramm (KliP) beschlossen. In der Aktualisierung der 

„Smart City Wien Rahmenstrategie 2019“ wurden die im Vergleich zu den früheren 

Zielen ambitioniertere Zielsetzungen im Klima- und Umweltschutz festgelegt. 

Gleichzeitig werden neue Instrumente gesucht, die eine noch wirkungsvollere Um-

setzung der Maßnahmen zur Erreichung der Klima- und Umweltschutzziele ermögli-

chen. Ein solches innovatives Instrument kann ein städtisches Klimabudget sein. 

Ein Klimabudget für Wien 

Der Wiener Gemeinderat 2019 hat die zeitnahe „Einführung eines städtischen 

Klimabudgets“ beschlossen und die zuständigen Stellen im Magistrat mit der Aus-

gestaltung beauftragt. Zur Umsetzung des Gemeinderatsbeschlusses wurde eine 

interne Arbeitsgruppe eingerichtet, der Gemeinderätinnen und Gemeinderäte so-

wie Mitarbeitende aus dem Magistrat angehören. Außerdem wurden im Herbst 

2019 von der Geschäftsgruppe Finanzen erstmalig alle Abteilungen im Magistrat 

ersucht, ihre klimarelevanten Ausgaben und deren jeweilige CO2-Effekte anzuge-

ben. Die Ergebnisse sind im strategischen Bericht für den Voranschlag 2020 als 

„Klimabudget“ zusammengefasst.  

Ein umfassendes und akkordiertes Konzept für das Wiener Klimabudget gibt es 

aber noch nicht. Daher hat die Arbeitsgruppe beschlossen, externe Unterstützung 

heranzuziehen und zu Beginn des Jahres 2020 das Österreichische Institut für Wirt-

schaftsforschung in Kooperation mit der ETA Umweltmanagement und dem Wege-

ner Center an der Universität Graz mit dem Forschungsprojekt „Klimaindikatoren 

im Rahmen eines Klimabudgets“ beauftragt, um in Zusammenarbeit mit den Exper-

tinnen und Experten der Stadt die inhaltlichen und prozessualen Grundlagen für ein 

Wiener Klimabudget zu erarbeiten und  Bewertungsansätze für die Abschätzung 

der Klimawirkungen städtischer Vorhaben und Maßnahmen zu entwickeln. 

Von der Umweltbilanzierung zum Klimabudget 

Die Klimabudgetierung ist ein neuer Begriff, setzt aber konzeptionell mit dem Fokus 

auf Klimaschutz fort, was schon vor längerer Zeit mit der Entwicklung von Öko- 

bzw. Umweltbudgets begonnen hat. Zu diesen Ansätzen gehören die nationale Um-

weltgesamtrechnung, die betriebliche Umweltkostenrechnung, und die umweltbe-

zogene Rechnungslegung auf regionaler und kommunaler Ebene. Klimabudgets 

können auf diesen Konzepten und Methoden aufbauen. Mehrere Städte greifen die 

Idee eines Klimabudgets auf, ein Beispiel dafür ist insbesondere das „Klimabusjett“ 
der Stadt Oslo, das seit 2016 jährlich vom Stadtrat beschlossen wird. 
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Das Treibhausgas-Budget als Eckpfeiler des Klimabudgets 

Eine besondere Rolle im Kontext eines Klimabudgets spielt das Treibhausgas-

Budget. Global beziffert es die noch zulässigen Treibhausgas-Emissionen in Tonnen, 

die weltweit noch in die Atmosphäre gelangen dürfen, um mit einer spezifizierten 

Wahrscheinlichkeit die Erhöhung der globalen Durchschnittstemperatur, wie im 

Pariser Übereinkommen vereinbart, auf 2°C- bzw. möglichst 1,5°C zu begrenzen. 

Aus dem globalen Treibhausgas-Budget lassen sich nationale, regionale und kom-

munale Treibhausgas-Budgets ableiten. Die methodischen Ansätze dazu sind wis-

senschaftlich etabliert, wenn auch bislang international noch nicht verbindlich fest-

gelegt.  

Für die Klimabudgetierung definiert das städtische Treibhausgas-Budget die „Ha-
benseite“ und gibt vor, wieviel an Treibhausgas-Emissionen maximal „ausgegeben“ 
werden dürfen, damit ein „Null-Defizit“ beim Klimaschutz erreicht wird. „Profit“ 
oder „Defizit“ im „Jahresabschluss“ erhöhen oder reduzieren das THG-Budget der 

Folgeperiode. Das Treibhausgas-Budget verringert sich laufend und macht den 

akuten Handlungsbedarf für alle Beteiligten klar sichtbar. 

Was vom Klimabudget erwartet wird 

Wichtiger Ausgangspunkt für die Konzeption eines Klimabudgets ist der erwartete 

Nutzen, insbesondere auch im Vergleich zu den vorhandenen Instrumenten und 

Werkzeugen. Aus Sicht der beteiligten Expertinnen und Experten sind die folgen-

den Nutzenaspekte für Wien relevant: 

◼ Auswahl von jenen Vorhaben und Maßnahmen, die zur Erreichung der ge-

setzten Ziele führen 

◼ Gesicherte Umsetzung geplanter Vorhaben durch Gemeinderatsbeschluss 

◼ Hohe Verbindlichkeit 

◼ Faktenbasierte Priorisierung und Auswahl der Maßnahmen und damit bes-

sere Mittelallokation aus Gesamtsicht der Stadt 

◼ Ausrichtung der Aktivitäten der Dienststellen an den Klimaschutz-Zielen 

Bausteine für das Klimabudget 

Das Wiener Klimabudget könnte folgende Elemente umfassen:  

◼ Klimabudget-Vorgaben basierend auf den strategischen Klimaschutz-Zie-

len der Stadt und auf dem noch zu definierenden Treibhausgas-Budget.  

◼ Klimabudget-Bericht mit aktuellen Daten und Informationen zum Klima-

schutz in der Stadt, der eine Beurteilung des aktuellen Status erlaubt.  

◼ Klimabudget-Maßnahmenplan mit allen im Budgetzeitraum geplanten 

Klimaschutz-Vorhaben mit Angaben zu Klimawirkungen, Kosten, Verant-

wortlichkeiten und Zeitraum für die Umsetzung.  

◼ Klimabudget-Wirkungsmonitoring bewertet die voraussichtlichen Klima-

wirkungen der Vorhaben insgesamt und vergleicht diese mit den Vorgaben  

◼ Klimabudget-Umsetzungsevaluierung als Äquivalent zum „Rechnungsab-

schluss“ bewertet die Umsetzung des Klimabudgets des Vorjahres und lei-

tet die Konsequenzen für das Treibhausgasbudget ab.  
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Der Klimabudget-Maßnahmenplan 

Der Kern des Klimabudgets ist die Darstellung der geplanten budgetierten Klima-

schutzmaßnahmen im eigenen Wirkungsbereich und der klimapolitischen Instru-

mente, die im Budgetierungszeitraum eingesetzt werden sollen = der Klimabudget-

Maßnahmenplan. Er sollte so gestaltet werden, dass bei planmäßiger Umsetzung 

die Stadt mit dem beschlossenen Treibhausgas-Budget auskommt („Nulldefizit 
beim Klimabudget“) bzw. die definierten Reduktionsziele erreicht.  

Wichtige Quellen für die Maßnahmenauswahl sind die verschiedenen städtischen 

Strategien, Programme, Konzepte und Pläne für die Stadt. Dazu kommen die aktu-

ellen Vorhaben der einzelnen Dienststellen, ggf. auch der Bezirke und der städti-

schen und stadtnahen Organisationen und Unternehmungen. Ein Klimaschutz-

Roadmapping könnte die Verbindung zwischen längerfristigen Strategien und Pro-

grammen (Smart City Rahmenstrategie) und dem Klimabudget schaffen. 

Eine fundierte organisatorische Verankerung für das Klimabudget 

Die Einführung eines Klimabudgets ist ein ambitioniertes Vorhaben, wenn es einen 

klaren Mehrwert für den Klimaschutz in Wien liefern soll. Daher braucht es eine 

fundierte organisatorische Verankerung und die Bereitstellung geeigneter perso-

neller und finanzieller Ressourcen. 

Wesentliches Element in der Aufbauorganisation für die Klimabudgetierung wäre 

die Klimabudget-Koordinationsstelle, die in geeigneter Form im Magistrat angesie-

delt werden könnte. Sie wäre die zentrale Koordinationsstelle und zuständig für die 

Unterstützung der Dienststellen bei der Vorhabens-Bewertung, Datensammlung 

und Auswertung, Klima-Check, Betreuung des Budgetierungsprozesses, Berichter-

stattung und Controlling. 

Da das Klimabudget ein Teil des Budgetvoranschlags sein soll, kann die Klimabudge-

tierung als Teilprozess der Gesamtbudgetierung gesehen und im Prozessmanage-

ment dort integriert werden. Der Ablauf der Klimabudgetierung könnte sich daher 

am Ablauf der Erstellung des Voranschlags („Budgetzyklus“) orientieren. 

Neue Vorhaben bewerten mit dem Klimacheck 

Neue Vorhaben sollten künftig einen „Klima-Check“ durchlaufen. Das betrifft alle 
Projekte und Maßnahmen im eigenen Wirkungsbereich wie auch alle relevanten 

klimapolitischen Instrumente, etwa neue gesetzliche Regelungen. Damit können 

die Klima-Auswirkungen bei der Entscheidungsfindung über die Realisierung eines 

Vorhabens berücksichtigt, die Klima-Auswirkungen optimiert und die Auswirkungen 

auf das Treibhausgas-Budget abgeschätzt werden. 

Der Klimacheck sollte stufenweise aufgebaut sein, damit eine detailliertere Bewer-

tung nur für jene Projekte durchgeführte wird, bei denen wesentliche Klimaauswir-

kungen zu erwarten sind und damit kein unnötiger Aufwand in der Projektplanung 

entsteht. 
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Bewertungszugänge für das Klimabudget 

Die quantitative Bewertung von Vorhaben ist ein Kernelement der Klimabudgetie-

rung, gleichzeitig inhaltlich und methodisch eine große Herausforderung. Im vorlie-

genden Projekt wurden die entsprechenden Bewertungsgrundsätze und methodi-

schen Eckpunkte definiert. 

Ausgangspunkt für die Bewertung sollten die gewünschten Funktionalitäten eines 

Vorhabens (z.B. Wohnen, Arbeiten, mobil sein, Güter produzieren, Dienstleistun-

gen erbringen) sein, wobei Funktionalitäten auf unterschiedliche Weise und in der 

Regel mit unterschiedlichen Emissionswirkungen bereitgestellt werden können. 

Zudem sollte immer die gesamte Wertschöpfungskette betrachtet, die Systemgren-

zen für die Bewertung offengelegt und eine umfassende Bewertung über den gan-

zen Lebenszyklus (Errichtung -Betrieb – Beendigung) eines Vorhabens und dessen 

Alternativen durchführt werden. 

Bei der konkreten Bewertung von Vorhaben wird für jede Lebenszyklusphase zuerst 

der reale Energie-, Material- und Personal-Aufwand in Mengeneinheiten (z.B. Kilo-

gramm, Kilowattstunden, Arbeitsstunden) ermittelt. 

Mit den zugehörigen Preisen (Euro pro Einheit) wird daraus der monetäre Aufwand 

berechnet, mit Hilfe von Emissionsfaktoren (Kilogramm CO2äqu pro Einheit) die 

verursachten Treibhausgas-Emissionen. Die dafür notwendigen Preisinformationen 

sind im Rahmen der Beschaffungsvorgänge wohl schon jetzt verfügbar. Die Beurtei-

lung der Klimaeffekte erfordert vermutlich sowohl die Nutzung neuer Datenquellen 

und als auch die Verwendung von Proxies bei mangelnder Datenverfügbarkeit. 

Die Ergebnisse der einzelnen Lebenszyklus-Phasen werden im nächsten Schritt in 

die Gesamtbewertung zusammengeführt. Um Vorhaben mit unterschiedlicher Nut-

zungsdauer oder mit Referenzdaten vergleichbar zu machen, müssen die annuisier-

ten Investitionskosten ermittelt und daraus die jährlichen Gesamtkosten des Vor-

habens errechnet werden sowie die jährlichen Emissionen ausgewiesen werden. 

Nach der Ermittlung des gesamten und des jährlichen monetären Aufwands und 

der Treibhausgas-Emissionen folgt als letzter Schritt in der Bewertung der Vergleich 

des Vorhabens mit Alternativen bzw. einem Referenzwert. Erst das ermöglicht es, 

die Klimaschutz-Qualität eines Vorhabens zu bewerten. Referenzwert kann die Ist-

Situation sein, z.B. für eine Gebäudesanierung, der Stand der Technik, best-practice 

Beispiele oder vergleichbare, bereits realisierte Vorhaben. 

Die dargestellte Vorgangsweise ist flexibel: sowohl ein produktions- wie auch ein 

konsumbasierter Zugang auf der Emissionsinventurseite sind integrierbar, da die 

Erfassung der Wertschöpfungskette erlaubt, die Stadtgrenzen zu überschreiten. 

Der Bewertungszugang passt gut zu den administrativen Abläufen von der Planung 

bis zur Umsetzung und Nutzung. Voraussetzung dafür ist eine klare Festlegung der 

Verantwortlichkeiten in den administrativen Abläufen. Die beschriebene Vorgangs-

weise sollte mit einem IT-Werkzeug unterstützt werden, das für alle zu beurteilen-

den Projekte anpassbar ist. Damit werden nicht nur die bestehenden administrati-

ven Abläufe integriert, sondern auch die zu bewertenden Projekte in transparenter 

Weise vergleichbar gemacht. 
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Einstieg 

Umwelt- und Klima-Mainstreaming 

der städtischen Finanzen 

Für die Erreichung der internationalen und europäischer Klimaziele, die auf dem 

Pariser Übereinkommen von 2015 basieren, spielen nicht nur die nationalen Regie-

rungen eine wichtige Rolle, sondern auch Regionen und Städte. Der Konvent der 

Bürgermeister für Klima und Energie, dem auch Wien beigetreten ist, schätzt, dass 

rund ein Drittel der vereinbarten Treibhausgas-Reduktion in der EU auf Städten 

entfällt (Kona A et al. 2016). 

Damit die Städte dieser Aufgabe gerecht werden können, braucht es ein breites 

Bewusstsein, eine Informationsgrundlage für Entscheidungen und eine aktive Be-

teiligung von möglichst vielen Handelnden sowohl auf der politischen wie auch der 

administrativen Ebene. Daher müssen Bewusstseinsbildung, Information und Schu-

lung weiter vorangetrieben werden.  

Es braucht aber auch geeignete Instrumente, die die handelnden Personen in Poli-

tik und Stadtverwaltung möglichst effektiv beim Erreichen der Klima- und Umwelt-

ziele unterstützen. Als einen zentralen Hebel dafür sollte Umwelt- und Klimaschutz 

in allen Bereichen und in der Gestaltung der städtischen Finanzen angemessen be-

rücksichtigt werden. ExpertInnen bezeichnen das als Klima- und Umweltmain-

streaming der öffentlichen Finanzen. Damit könnte die hohe Aufmerksamkeit für 

Finanzthemen durch den Umwelt- und Klimaschutz genutzt, die notwendigen Geld-

mittel zur Umsetzung von Maßnahmen sichergestellt und städtische Ausgaben und 

Investitionen so gestaltet werden, dass deren negative Wirkungen auf Klima und 

Umwelt möglichst gering sind. 

„Kima- und Umwelt-Mainstreaming der öffentlichen Finanzen“ bedeutet, Klima- 

und Umweltschutzaspekte in allen Bereichen der öffentlichen Finanzen zu be-

rücksichtigen und diese insgesamt so zu gestalten, dass sie möglichst effektiv zur 

Erreichung der Umwelt- und Klimaziele genutzt werden. 

Konkret liegt der Fokus der verschiedenen Konzepte zum Klima-Mainstreaming der 

öffentlichen Finanzen, die derzeit auf verschiedenen Ebenen international erprobt 

werden, auf folgenden Bereichen (Barnhusen und Cicmanova 2019):  

◼ Umwelt- und Klimaberichterstattung und Klimabudgetierung 

◼ Ökologisierung der öffentlichen Beschaffung 

◼ Ausstieg aus klima- und umweltschädlichen Veranlagungen 

◼ Einsatz innovativer Finanzierungsinstrumente 
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Umwelt- und Klimaberichterstattung und Klimabudgetierung 

Klimabudgetierung bzw. Klimabudget sind neue Begriffe und Konzepte, die derzeit 

von VorreiterInnen erprobt und gestaltet werden. Konzeptionell setzen sie mit dem 

Fokus auf Klimaschutz fort, was schon vor längerer Zeit mit der Entwicklung von 

Öko- bzw. Umweltbudgets begonnen hat.  

Ein wichtige Motivation für die Entwicklung von Klimabudgets ist die Erkenntnis, 

dass viele ambitionierte Strategien, Programme und Aktionspläne, die von städti-

schen und externen Expertinnen und Experten erarbeitet werden, oft daran schei-

tern, dass die erforderlichen Finanzmittel für die Umsetzung nicht oder nicht im 

ausreichenden Maße bereitgestellt werden. Vielfach deshalb, weil diese Vorhaben 

aus verschiedenen Gründen nicht Eingang in die Budgetplanung finden. Oder weil 

die erforderlichen Finanzmittel nicht verfügbar sind.  

Daher ist ein wesentliches Ziel der Klimabudgetierung, die notwendigen Finanzmit-

tel zur Umsetzung der Klimaschutz-Maßnahmen sicherzustellen und dafür zu sor-

gen, dass diese möglichst effektiv eingesetzt werden. Zudem könnten die Klima- 

und Umwelt-Auswirkungen sowohl der laufenden Ausgaben als auch der städti-

schen Investitionen bewertet und gegebenenfalls so verändert werden, dass sie die 

Erreichung der Klimaschutzziele (besser) ermöglichen und negative Wirkungen mi-

nimieren.  

Einnahmenseitig kann die Klimabudgetierung die umweltbezogene kommunale Ab-

gaben (z.B. aus der Parkraumbewirtschaftung berücksichtigten, die bei entspre-

chender Gestaltung ein wichtiges Klima- und umweltpolitisches Instrument der 

Stadt sind (Pitlik et al. 2012). 

Als Grundlage für eine Klimabudgetierung braucht es eine aktuelle, umfassende 

und akkordierte Datenbasis über Ressourcennutzung, Klima- und Umweltschutz. 

Diese sollte relevante Kenngrößen für die Stadt insgesamt, aber auch für Teilberei-

che und relevante Vorhaben und Maßnahmen enthalten. Das ermöglicht es, deren 

Klima- und Umweltwirkungen vorab zu ermitteln, künftige Entwicklungen auf Basis 

der geplanten Maßnahmen abzuschätzen und im Nachhinein die Wirksamkeit von 

umgesetzten Maßnahmen darzustellen. 

Die Datenbasis ist ein wichtiger Teil der Entscheidungsgrundlage für die Festlegung 

des Zielrahmens für Umwelt- und Klimaschutz. Dazu gehört zunehmend auch die 

Erstellung eines städtischen Treibhausgas-Budgets, welches die noch zulässige Ge-

samtmenge an Treibhausgas-Emissionen insgesamt festlegt und die festgelegten 

Reduktionsziele etwa für Treibhause und Energieverbrauch ergänzt (siehe „Das 

Treibhausgas-Budget“, Seite 13). 

Die auf diesen Daten und Informationen aufbauende Umwelt- und Klimaberichter-

stattung hat zum Ziel, für die handelnden Personen in Politik und Verwaltung mög-

lichst aktuell1, verständlich und transparent die aktuelle Situation in der Stadt dar-

zustellen, und vor allem die Wirkungen im Hinblick auf die geplanten und umge-

setzten Maßnahmen darzustellen. Viele Städte erstellen mittlerweile solche Be-

richte, wenn auch in unterschiedlicher Detailliertheit und Häufigkeit. 

 

1 Die Aktualität der Daten ist auch in Zeiten der Digitalisierung noch immer eine Herausfor-

derung. Beispielsweise sind derzeit die Treibhausgas-Emissionen für Wien für ein bestimm-

tes Jahr erst 15 bis 20 Monate verzögert verfügbar. 
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Damit die Informationen auch bei den Entscheidungsträgern ankommen und we-

sentlich stärker als bisher in die politische Entscheidungsfindung einfließen, haben 

einige Kommunen begonnen, die Umwelt- und Klimaberichterstattung mit der 

jährlichen Finanzplanung zu verbinden.  

Als erster Schritt wird der jährliche Umwelt- und Klimabericht meist gemeinsam mit 

dem Voranschlag im Gemeinderat diskutiert und beschlossen. Das erhöht die Infor-

mation und Aufmerksamkeit bei Politikerinnen und Politikern. Ein Beispiel dafür ist 

der „Bleu Climat Energie“ der Stadt Paris (siehe Seite 39). 

Einige Kommunen sind in den letzten Jahren noch weiter gegangen und haben im 

Sinne einer Umwelt- und Klimabudgetierung versucht, schon möglichst frühzeitig 

im Budgetplanungszyklus Umwelt- und Klimaschutz in die Gestaltung des städti-

schen Voranschlags einfließen zu lassen.  

So können einerseits die erforderlichen Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen dis-

kutiert und priorisiert und die dafür erforderlichen Geldmittel im Budget berück-

sichtigt werden. Andererseits können alle relevanten Ausgabenentscheidungen im 

Sinne des Klima- und Umweltschutzes bewertet und möglichst umwelt- und klima-

verträglich gestaltet werden: von den mehrjährigen Investitionsprojekten der Stadt 

bis zu den laufenden Beschaffungsentscheidungen und Einkäufen in den einzelnen 

Verwaltungseinheiten.  

Der Fokus der dargestellten Beispiele liegt überwiegend auf Umweltschutz insge-

samt. Ein explizites „Klimabudget“ ist uns nur aus Oslo bekannt (siehe Seite 34).  

Die „Klimabudgetierung“ berücksichtigt Umwelt- und Klimaschutzaspekte wäh-

rend des gesamten Budgetplanungsprozesses und sichert die Ausrichtung der 

städtischen Ausgaben an den Umwelt- und Klimazielen. 

Ökologisierung der öffentlichen Beschaffung („Green Public Procure-
ment“) 

Jährlich geben Städte hohe Summen im Rahmen ihrer Beschaffungsvorgänge aus. 

In Österreich beträgt das gesamtstaatliche Beschaffungsvolumen rund 45 Milliar-

den Euro (rund ein Viertel der gesamtstaatlichen Ausgaben), knapp 20 Milliarden 

(rund 11% der Staatsausgaben, 5,6% des BIP) entfallen auf Länder und Gemeinden. 

Dazu kommen weitere 15 Milliarden (4,2% der Staatsausgaben) von öffentlichen 

Unternehmen und sonstigen öffentlichen Einheiten (Bröthaler und Plank 2017).  

Inkludieren diese Beschaffungsentscheidungen anspruchsvolle Umwelt- und Klima-

schutzkriterien, haben sie eine wichtige Hebelwirkung, weil sie Nachfrage nach 

nachhaltigen, klimafreundlichen Produkten und Dienstleistungen schaffen und zu-

dem oftmals Innovation auslösen. Umgekehrt kann die Beschaffung viel Schaden 

erzeugen, wenn solche Kriterien nicht berücksichtigt werden. 

In Wien könnte das gut etablierte ÖkoKauf-Programm im Hinblick auf neue Zielset-

zungen weiterentwickelt und die Anwendung intensiviert werden. Dazu wäre auch 

zu überlegen, wie ÖkoKauf als Werkzeug für die Beschaffung auch in der privaten 

Wirtschaft etabliert werden könnte, wodurch es weit über die Stadtverwaltung hin-

aus wirken würde. 



UMWELT- UND KLIMA-MAINSTREAMING DER STÄDTISCHEN FINANZEN 

12  KLIMABUDGET WIEN 

Ausstieg aus klima- und umweltschädlichen Veranlagungen 

Wie in der Beschaffung können die Stadtverwaltung und die stadtnahen Unterneh-

men und Einrichtungen im Sinne des Umwelt- und Klima-Mainstreamings auch ge-

genüber ihren Banken und Fondsmanagern hohe ökologische Anforderungen hin-

sichtlich ihrer veranlagten Gelder stellen und auf Transparenz drängen. Der Aus-

stieg („Divestment“) aus klima- und umweltschädlichen Anlageprodukten ist ein 

wichtiges Marktsignal. Der “EU action plan: financing sustainable growth” und die 
neue EU-Taxonomie für nachhaltige Investments unterstützen diese Aktivitäten. 

Neue innovative Finanzprodukte 

Knappe Budgets erfordern neue Konzepte zur Finanzierung der notwendigen Maß-

nahmen für Umwelt- und Klimaschutz und Klimawandelanpassung. Dazu gehören 

etwa grüne kommunale Anleihen, Fonds für Energieeffizienz-, Verkehrs- und Um-

weltprojekte, die durch Umweltabgaben finanziert werden könnten, Bürgerbeteili-

gungsmodelle (in Wien etwa die „BürgerInnenKraftwerke“ oder der „Ausbau des 
Ladestellennetzes“ der WienEnergie) oder die Mobilisierung privater Investoren. 

Die drei Bereiche – Beschaffung, Veranlagungen und Finanzprodukte – wurden im 

Rahmen dieses Projektes nicht näher behandelt. Der Schwerpunkt ist entsprechend 

dem Projektauftrag auf den ersten Bereich, die Klimabudgetierung, gerichtet. 
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Analyse 
Im folgenden Abschnitt werden die relevanten Ergebnisse unserer Recherchen zum 

Thema Treibhausgas-Budget und Klimabudgetierung dargestellt. Die Analyse der 

internationalen Entwicklungen und Beispiele hat zum Ziel, für die Konzeption des 

Wiener Klimabudgets nutzbare Erfahrungen und Methoden zu finden und die Wie-

ner Aktivitäten auch international einzuordnen. 

Das Treibhausgas-Budget 

Um die Ausgabenseite eines Budgets zu erstellen, muss man wissen, wieviel man 

auf der Habenseite hat. Für ein Klimabudget ist das die Menge an zulässigen Treib-

hausgas-Emissionen: Das Treibhausgas-Budget („THG-Budget“). 

Für das Ausmaß des Klimawandels entscheidend ist die absolute Menge der klima-

wirksamen Emissionen, der sogenannten Treibhausgase (THG), die in die Atmo-

sphäre gelangen und dort die THG-Konzentration erhöhen. Diese hat sich insbeson-

dere seit dem Beginn der Industrialisierung durch die laufend steigenden Emissio-

nen aus menschlichen Quellen stark erhöht, im Fall von Kohlendioxid ist die Kon-

zentration von vorindustriell ca. 280 ppm (parts per million) auf mittlerweile über 

400 ppm gestiegen. Je mehr Treibhausgase in der Atmosphäre sind, umso mehr 

erhöht sich die globale Durchschnittstemperatur und mit ihr verändern sich eine 

Reihe weiterer Klimaparameter. Soll diese Erhöhung, wie im Pariser Übereinkom-

men festgelegt, begrenzt werden, so ist auch die Menge an Treibhausgas-Emissio-

nen zu begrenzen, die noch in die Atmosphäre gelangen darf.  

Das „Treibhausgas-Budget“ ist die Gesamtmenge an Treibhausgasen, die weltweit 

noch in die Atmosphäre gelangen darf, um mit einer bestimmten Wahrscheinlich-

keit die Erwärmung auf 1,5 oder 2 Grad zu begrenzen. 

Das weltweite Treibhausgasbudget berücksichtigt die Emissionen aller Treibhaus-

gase. Neben Kohlendioxid (CO2) sind das vor allem Methan (CH4), Lachgas (N2O) 

und fluorierte Kohlenwasserstoffe (F-Gase). Da die Kohlendioxid-Emissionen mit 

rund zwei Drittel den Hauptanteil der Treibhausgase darstellen, vergleichsweise am 

schnellsten und einfachsten reduzierbar sind und für lange Zeit in der Atmosphäre 

verbleiben, fokussieren der Weltklimarat und wissenschaftliche Publikationen oft 

auf das sogenannte CO2- bzw. Kohlenstoff-Budget („carbon budget“). Bei der Be-

rechnung des CO2-Budgets werden hinsichtlich der Emissionsmengen der anderen 

Treibhausgasen bestimmte Annahmen getroffen, diese anhand ihrer Klimawirk-

samkeit in CO2-Äquivalente (CO2äqu) umgerechnet und vom gesamten Treibhaus-

gas-Budget abgezogen. Das ergibt dann das verfügbare Kohlenstoff-Budget. 

Das „CO2- oder Kohlenstoff-Budget“ ist die Gesamtmenge an noch zulässigen CO2-

Emissionen zur Erreichung der Klimaziele. 
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Das global insgesamt noch verfügbare Kohlenstoff-Budget ist je nach Temperatur-

ziel und geforderter Wahrscheinlichkeit seiner Einhaltung unterschiedlich hoch. Der 

Weltklimarat IPPC hat dieses 2018 mit 420 Milliarden Tonnen (Gt) CO2  für das 1,5° 

Ziel beziffert  (IPCC 2018), (Rockström et al. 2017) errechnen 800 Gigatonnen CO2  

für das 2 Grad-Ziel. Abbildung 1 stellt – jeweils unter Abzug eines „Restbudgets“ 
von 100 Gt CO2 für die Zeit nach 2050 – das für den Zeitraum 2017-2050 verfügbare 

Kohlenstoff-Budget aus den publizierten Sachstandsberichten sowie Einzelstudien 

grafisch dar (Quelle: Williges et al., 2019). 

 

Abbildung 1: Quantifizierungen des global noch verfügbaren Kohlenstoff-Budgets aus den Literaturquellen:  

LB2C (Rogelj et al. 2016), T1.5C (Rogelj et al. 2018); WB2C  (Rockström et al. 2017);  

T1.5Cext Millar et al. (2017) (Millar et al. 2017); 1.5-2C  (Xu und Ramanathan 2017) 

 

Abbildung 2: Die Grafik zeigt, in wie vielen Jahren bei den derzeitigen weltweiten CO2-Emissionsmengen das  

IPPC Kohlenstoff-Budget aufgebraucht ist, je nach angestrebter Begrenzung des Temperaturanstiegs und  

der Wahrscheinlichkeit, diese auch zu erreichen. Quelle: http://bit.ly/carboncountdown 
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Aus dem THG-Budget lassen sich die notwendigen Reduktionsziele der THG-Emissi-

onen zur Erreichung bestimmter Klimaziele (1,5° oder 2°-Ziel) für bestimmte Zeit-

punkte (z.B. 2025, 2030, 2050) ableiten, aber: 

Nur Reduktionsziele festzulegen ist unzureichend.  

Denn mit diesen Zielen wird nur festgelegt, wie hoch die Emissionsmenge zum Ziel-

zeitpunkt sein soll. Wie viele Treibhausgase bis dahin emittiert werden dürfen, wird 

meist nicht explizit bestimmt. Zwar wird meist ein linearer Zielpfad unterstellt, in 

der Realität aber oft nicht erreicht, d.h. es wird mehr emittiert als geplant. Selbst 

wenn es daher durch große Anstrengungen kurz vor dem Zielzeitpunkt gelingt, die 

Emissionen auf das gewünschte Niveau zu reduzieren, kann das zulässige THG-

Budget bereits vorher verbraucht worden sein. Ohne Angabe der zulässigen Ge-

samtemissionsmengen (= THG-Budget) ist die Erreichung der Klimaziele also nicht 

sichergestellt. 

 

Abbildung 3: Für das Reduktionsziel „Null-Emission 2045“ ist bei angenommenen linearen Reduktionspfad das benötigte THG-

Budget die Fläche unter der blauen Linie. Verzögern sich die Reduktionsmaßnahmen und wirken erst zehn Jahre später, um 

dann trotzdem das Reduktionsziel 2045 zu erreichen, wird dafür ein wesentlich höheres THG-Budget verbraucht. Um mit 

demselben THG-Budget wie bei blau auskommen, müsste im Fall rot das Ziel „Null-Emission“ bereits 2035 erreicht werden. 
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Treibhausgas-Budget zeigt akuten Handlungsbedarf 

Folgt man dem Konzept des THG-Budgets, ergeben sich nach (Rahmstorf 2019) fol-

gende wichtige Schlussfolgerungen für die Entwicklung von Strategien und Maß-

nahmen zum Klimaschutz: 

◼ „Länder mit hohen Pro-Kopf-Emissionen müssen aufgrund des begrenzten 

Budgets und einfacher Überlegungen zur Gerechtigkeit schneller als ande-

re Länder ihre THG-Emissionen reduzieren. 

◼ Um das Pariser Abkommen einzuhalten, müssen die Emissionen in den 

Industrieländern auch bei großzügigen Annahmen viel schneller sinken, als 

fast alle Politikerinnen und Politiker annehmen. 

◼ Damit Länder mit hohen Pro-Kopf-Emissionen die Transformation schaf-

fen, könnten sie mit Ländern mit niedrigen Emissionen vereinbaren, dass 

diese einen Teil ihres Budgets im Austausch für technologische und finan-

zielle Unterstützung bei Klimaschutz und -anpassung an sie übertragen. 

◼ Es zählt nicht die Emissionsmenge an einem definierten Enddatum (wie 

bei Reduktionszielen), sondern eine sehr schnelle Emissions-Reduktion, 

die jetzt sofort beginnen muss. Denn das Enddatum ist ein bewegliches 

Ziel. Für jedes zugewartete Jahr gehen zwei Jahre verloren: das Jahr, in 

dem nicht gehandelt wurde, und ein Jahr am Ende, weil das erforderliche 

Endjahr näher rückt.“ 

Auch der deutsche Sachverständigenrat für Umweltfragen unterstreicht in seinem 

jüngsten Bericht (Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) 2020) die Bedeu-

tung eines nationalen, wissenschaftsbasierten Treibhausgas-Budgets für Deutsch-

land, will man die in Paris vereinbarten Klimaziele erreichen:  

„Der SRU empfiehlt der Bundesregierung vor diesem Hintergrund, ein deutsches 
CO2 Budget zu benennen, das mit dem Pariser Klimaabkommen vereinbar ist. Ein 

solches Budget sollte weder die Treibhausgasbudgets des Bundes-Klimaschutzge-

setzes noch die Emissionsreduktionsziele für bestimmte Jahre ersetzen. Anhand 

des deutschen CO2-Budgets könnte man jedoch bewerten, ob die gesetzten Ziele 

und Maßnahmen den zur Einhaltung der Pariser Klimaziele notwendigen Beitrag 

leisten. 
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Vom globalen zum lokalen Treibhausgas-Budget 

Methodisch schwieriger und bislang international noch nicht verbindlich festgelegt 

ist, wie sich aus dem globalen die nationalen, regionalen und lokalen THG-Budgets 

ableiten. In der wissenschaftlichen Literatur werden primär zwei Aufteilungsmetho-

den für das globale Treibhausgas-Budget auf einzelne Länder oder Regionen ver-

wendet (Meyer und Steininger 2017): 

◼ Verringerung und Konvergenz („contraction and convergence“)  

◼ Gleich pro Kopf („equal per capita“) 

Verringerung und Konvergenz 

Bei diesem Ansatz wird die Länderzuteilung aus dem globalen Budget so festgelegt, 

dass die THG-Emissionen eines Landes, meist von seinem heutigen Emissionsniveau 

ausgehend („grandfathering“2), linear auf ein global einheitliches Emissionsniveau 

pro Kopf zu einem zukünftigen Zeitpunkt (z.B. dem Jahr 2050) geführt werden.  

Für Länder, deren Emissionsmenge derzeit noch darunter liegt, erlaubt dieser An-

satz noch einen gewissen Anstieg. Industriestaaten wie Österreich müssten die 

Emissionen deutlich reduzieren.  

Die Methode „Verringerung und Konvergenz“ ergibt ein Treibhausgasbudget für 

Österreich von rund 1.500 Mio t CO2äqu für den Zeitraum 2017-2050.  

Gleich pro Kopf 

Bei der Aufteilungsmethode „gleich pro Kopf“ bekommen alle Staaten ab sofort 
gleiche kumulierte pro-Kopf Emissionen zugeteilt. Dazu wird das verfügbare globale 

Gesamtbudget seit In-Kraft-Treten des Pariser Abkommens mit Ende 2016 entspre-

chend der Einwohnerzahl der Länder aufgeteilt. 

Die Methode „gleich pro Kopf“ ergibt ein Treibhausgasbudget für Österreich von 

knapp 1.000 Mio. t CO2äqu für den Zeitraum 2017 bis 2050.  

Die Zuteilungsmethode „Verringerung und Konvergenz“ akzeptiert bzw. legitimiert 

nicht nur die bestehende ungleiche Emissionsverteilung zwischen Industrieländern 

und Ländern des globalen Südens. Sie schreibt diese zudem in die Zukunft fort und 

würde damit die Entwicklungsmöglichkeiten des globalen Südens stark beschnei-

den. Aus globalen Fairnessüberlegungen, die für eine politische und öffentliche Ak-

zeptanz der Lastenverteilung unbedingt erforderlich sind, ist dieser Ansatz daher 

nicht geeignet.  

Daraus folgt, dass global höchstens eine Zuteilung der Emissionen nach der Metho-

de „gleich pro Kopf“ tragbar wäre. „Höchstens“ deshalb, weil aus Fairnessgründen 
eigentlich auch die hohen historischen Emissionen (siehe Abbildung 5) und der glo-

bal abnehmende Bevölkerungsanteil Österreichs zu berücksichtigen wären, was 

jeweils ein noch geringeres Budget ergeben würde. 

 

2 „Grandfathering“ bedeutet, dass die bisherigen Emissionen von Gebieten (Länder, Regionen, Gemein-

den) die Ansprüche auf zukünftige Emissionen erhöhen. Obwohl das Prinzip als unfair bezeichnet wird, 
spielt es in der politischen Diskussion eine wichtige Rolle. Bei entsprechender Ausgestaltung kann es in 

Kombination mit anderen Prinzipien zu vertretbaren Resultaten führen. (Knight 2013) 



DAS TREIBHAUSGAS-BUDGET 

18  KLIMABUDGET WIEN 

 

Abbildung 4: Treibhausgasbudget-Zuteilung nach dem Prinzip „Verringerung und Konvergenz“ am Beispiel Österreich, Bu-
rundi und Togo. Ausgehend vom derzeitigen Emissionsniveau werden die pro Kopf-Emissionen bis 2050 linear auf einen 

gemeinsamen Wert geführt. Das Budget ist die Fläche unter der jeweiligen Geraden. Die resultierenden Treibhausgas-Bud-

gets für Burundi und Togo sind um ein Vielfaches geringer als für Österreich (Steininger 2018a). 

 

Abbildung 5: Die Gesamtmenge an bisherigen Treibhausgas-Emissionen on Österreich und das verbleibende  

Treibhausgas-Budget bis 2050 je nach Ambitionsniveau (Meyer und Steininger 2017). 

 

Mit denselben Überlegungen und Aufteilungsgrundsätzen wie für nationale Bud-

gets lassen sich Treibhausgas-Budgets für Regionen und Städte ableiten, etwa mit 

der Methode „gleich pro Kopf“ über die Einwohnerzahl.  

Produktions- und konsumbasierte Emissionsinventare 

Für die Festlegung des verfügbaren Treibhausgas-Budgets ist zudem festzulegen, 

welche Emissionen einer Region oder Stadt zugerechnet werden. Die dortigen Be-

wohnerinnen und Bewohner, Organisationen und Betriebe verursachen nicht nur 

Treibhausgase, die vor Ort in der Region oder Stadt emittiert werden. Die Her- und 

Bereitstellung der von ihnen verbrauchten Güter und Dienstleistungen verursacht 

Treibhausgasemissionen, die oft an anderen Orten außerhalb der Regions- oder 

Stadtgrenzen entstehen. 

Emissionsinventare unterscheiden sich daher hinsichtlich der Art und Menge der 

berücksichtigten Emissionen. Für die Festlegung des Treibhausgas-Budgets am rele-

vantesten ist, ob eine sogenannte „produktionsbasierte“ oder eine „konsumba-

sierte“ Bilanzierung gewählt wird. 
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Produktionsbasierte Emissionsberechnung: dabei werden alle lokalen, innerhalb 

der Territorial-/Stadtgrenzen entstehende THG-Emissionen erfasst (Scope 1), mit 

oder wie in Wien derzeit ohne Betriebe, die dem EU-Emissionshandelssystem (ETS) 

unterliegen. 

Aufgrund der Relevanz und vergleichsweise guten Datenverfügbarkeit werden oft 

zusätzlich auch die Emissionen erfasst, die durch den Bezug leitungsgebundener 

Energieträger wie Strom, Fernwärme entstehen, auch wenn diese außerhalb der 

Stadtgrenzen entstehen. Dazu gehören etwa die Emissionen aus kalorischen Kraft- 

und Heizwerken (Scope 2) und damit auch ETS-Betriebe der Energiewirtschaft. 

Konsumbasierte Emissionsberechnung: dabei werden auch alle Emissionen be-

rücksichtigt, die durch den Konsum von Gütern und Dienstleistungen von Haushal-

ten, Unternehmen und der öffentlichen Hand im Stadtgebiet entstehen, unabhän-

gig davon, wo diese Güter und Dienstleistungen hergestellt werden (Scope 3).  

Die erwähnten Scopes 1-3 wurden im „Leitfaden zur Erstellung städtischer Treib-

hausgas-Inventare“ definiert, der von C40cities, World Resources Institute und IC-

LEI erstellt wurde. (Fong et al. 2015). Eine weitere, ähnliche Kategorisierung für die 

städtische Treibhausgas-Inventare stammt aus dem „Handbuch für die Erstellung 

von Nachhaltigen Energie- und Klimaaktionsplänen“ für den Konvent der Bürger-

meister (Kona A et al. 2016). Für ein „Baseline Emission Inventory (BEI)“ sollten 
Emissionen wie folgt erfasst werden: 

◼ Direkte Emissionen aus dem lokalen Endenergieverbrauch, ohne Be-

triebe, die dem EU-Emissionshandelssystem (ETS) unterliegen. 

◼ Indirekte Emissionen aus der Erzeugung von Strom, Fernwärme oder -

kälte, die lokal verbraucht werden.  Das umfasst lokale und externe Kraft- 

und Heizwerke, die dem ETS unterliegen (Strom, Fernwärme oder -kälte). 

Erfolgreiche Maßnahmen zur CO2 Reduktion werden durch die Verringe-

rung der lokalen Emissionsfaktoren abgebildet. 

◼ Lokale, nicht-energetische direkte Emissionen. Diese nur dann, wenn ent-

sprechende Maßnahmen zu deren Reduktion im Energie- und Klima-Akti-

onsplan enthalten sind. 

Die Differenz in den Gesamtemissionen für produktions- oder konsumbasierte Bi-

lanzierung ist für ein Industrieland wie Österreich bereits auf der nationalen Ebene 

erheblich. Denn die nach Österreich importierten Güter verursachen bei deren Her-

stellung in anderen Ländern deutlich mehr Treibhausgas-Emissionen („embodied 
emissions“) als die exportierten Güter in Österreich (Steininger et al. 2018b). 

Die konsumbasierten Treibhausgas-Emissionen sind in Österreich um rund die 

Hälfte höher als die produktionsbasierten. Für Städte ist diese Differenz meist 

noch deutlich ausgeprägter. 

Dies deshalb, weil viele Güter zwar in der Stadt verbraucht werden, deren treib-

hausgas-intensive Produktion aber meistens außerhalb der Städte stattfindet. Ins-

besondere für Städte sollten daher nicht nur die direkten, produktionsbasierten 

Emissionen (die aus der städtischen Nachfrage resultieren und in der Stadt entste-

hen) berücksichtigt werden, sondern auch die indirekten Emissionen (die aus der 

städtischen Nachfrage resultieren und außerhalb  der Stadt entstehen). Diese Ge-

samtmenge der konsumbasierten Emissionen ist für die Klimaschutz-Zielsetzungen 

relevant und wären daher in der Maßnahmenplanung zu berücksichtige. 
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Für die zweitgrößte österreichische Stadt Graz wurde die Differenz zwischen kon-

sum- und produktionsbasierten Emissionen bereits wie folgt empirisch erhoben 

(Pichler und Steininger, 2019):  

◼ Produktionsbasierte Emissionen: 4,1 t CO2äqu/ Kopf und Jahr 

◼ Konsumbasierte Emissionen: 9,7 t CO2äqu/ Kopf und Jahr 

Folgt man dem Verursacherprinzip und Gerechtigkeitsüberlegungen, führt dies 

zwangsläufig zu einer konsumbasierten Betrachtungsweise. Allerdings ist die Be-

rechnung der konsumbasierten THG-Emissionen methodisch schwierig und steht 

daher noch am Anfang. Dies gilt besonders für eine Detaillierung, die als Entschei-

dungsgrundlage für konkrete Maßnahmen herangezogen werden kann. Erste An-

sätze dafür sind auch auf der Ebene der Wirtschaftsbranchen verfügbar (Steininger 

et al. 2020). 

Andererseits muss es gelingen, die Konsummuster und Wertschöpfungsketten so 

zu verändern, dass die angestrebte Netto-Treibhausgasneutralität insgesamt er-

reicht werden kann. Und dafür müssten die konsumbasierten Emissionen im Fokus 

stehen. 

Die Reduktion auch der konsumbasierten Emissionen ist für die Erreichung der 

Klimaziele von großer Bedeutung. 
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Das lokale Treibhausgas-Budget als Eckpfeiler eines 

städtischen Klimabudgets 

Das Konzept des „Treibhausgas-Budgets“ resultiert aus den klimaphysikalischen 

Erkenntnissen zum Klimawandel und definiert die zulässige Gesamtmenge an Treib-

hausgas-Emissionen weltweit. Aufgeteilt auf einzelne Länder, Regionen und Städte 

bildet es für diese einen wissenschaftlich fundierten Bezugs- und Bewertungsrah-

men für die Festlegung von Zielen und Maßnahmen zur Begrenzung der Erderwär-

mung. 

Für die Klimabudgetierung definieren die noch verfügbaren Treibhausgas-Emissio-

nen in Tonnen die physikalische Seite des Klimabudgets. Dieses „Tonnen-Budget“ 
ist für Industrieländer knapp bemessen, verringert sich zudem laufend und macht 

den akuten Handlungsbedarf für alle Beteiligten klar sichtbar (siehe „Treibhausgas-

Budget zeigt akuten Handlungsbedarf“, Seite 16).  

Für die Klimabudgetierung ist das „Tonnen-Budget“ ein Pendant zum „Geld-

Budget“ und passt methodisch und inhaltlich sehr gut zu den etablierten Begriffen 

und Vorgangsweisen aus der Finanzpolitik. 

Das städtische Treibhausgas-Budget ermöglicht flexible Budgetvorgaben. 

Das gesamtstädtische THG-Budget lässt sich auf einzelne Jahre oder auf Zeiträume 

(z.B. Fünf-Jahres-Budgets) und in der Folge dann auch auf einzelne Bereiche (z.B. 

Gebäude, Verkehr) oder auch Abteilungen in der Stadtverwaltung aufteilen.  

Die THG-Budget-Vorgaben (= zulässigen THG-Emissionsmengen) können bei der 

Klimabudgetierung jährlich bzw. in definierten Zeitabständen ausgehandelt wer-

den. Das ermöglicht eine bewusste Entscheidung, wofür im Einzelnen die jährlich 

veranschlagte Gesamtemissionsmenge eingesetzt werden soll, und bringt Flexibili-

tät, wenn etwa Großprojekte anstehen.  

Das Treibhausgas-Budget folgt methodisch der bekannten und gelernten Logik 

aus der Finanzpolitik. 

An die Stelle von Geldwerten treten Emissionsmengen, die wie Geld begrenzt zur 

Verfügung stehen und deren Einsatz daher überlegt und ausgehandelt werden 

muss.  Werden die vorgesehenen (= budgetierten) „Treibhausgas-Ausgaben“ über-

schritten, muss dies durch einen Vorgriff auf die verfügbare Gesamt-Treibhausgas-

Menge (= „Vermögen“) bedeckt werden, was das verbleibende Budget für die 

nächsten Jahre verringert. Umgekehrt erhöht eine Unterschreitung der Tonnen-

Budgetansätze (z.B. durch höhere Einsparungen) das verbleibende Gesamtbudget 

oder könnte auch für andere Vorhaben genutzt werden.  

Das verfügbare Treibhausgas-Gesamtbudget verringert sich kontinuierlich. Potenzi-

elle Einnahmequellen wären nur der Zukauf von Emissionsrechten oder die Schaf-

fung von CO2-Senken, etwa durch Aufforstung. Wie bei den Finanzbudgets kann die 

„Budgetdisziplin“ überwacht und die Stadtregierung und die Stadtverwaltung könn-

ten entsprechend zur Rechenschaft gezogen werden.  
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Das Treibhausgas-Budget könnte auch Verwendung finden in der Bestimmung des 

Aufteilungsschlüssels allfälliger gesamtstaatlicher Transferzahlungen (für die Nicht-

Einhaltung von Emissionszielen des EU Effort Sharing) auf die einzelnen hierar-

chisch nachgeordneten Verwaltungseinheiten. Einheiten, die ihr Treibhausgas-

Budget nicht ausgeschöpft haben und damit nicht nur zur Verringerung der aktuel-

len, sondern auch der zukünftigen Transferzahlungen beitragen, könnten von die-

ser Last befreit werden, als dynamische Anreizsetzung.  Das Treibhausgas-Budget 

könnte in ähnlicher Weise auch für den Finanzausgleich in Österreich eingesetzt 

werden. 

Insbesondere im Kontext eines Klimabudgets ist ein städtisches Treibhausgas-

Budget ein wichtiger Eckpfeiler, denn es  

◼ resultiert aus den klimaphysikalischen Erkenntnissen zum Klimawandel, 

◼ ist anschaulich und konkret; zeigt sofortigen Handlungsbedarf, 

◼ folgt methodisch der bekannten Logik aus der Finanzpolitik, 

◼ ist einsetzbar für Strategieentwicklung und Einzelprojekte, 

◼ ist Bezugsrahmen für die wirkungsorientierte Folgenabschätzung, 

◼ kann schrittweise ausgeweitet werden von produktionsbasiert bis kon-

sumbasiert. 

Einsatzmöglichkeiten des Treibhausgas-Budgets 

Variantenbewertung in der Entscheidungsfindung 

Das Treibhausgas-Budget kann im Planungsprozess von Einzelprojekten, wie etwa 

in der Konzeption eines Stadterweiterungsgebietes, eingesetzt werden für  

◼ Kostenvergleich unter Beachtung der Gesamtemissionswirkung: 

Der THG-Budget-Verbrauch durch ein Projekt kann durch Umgestaltung 

desselben reduziert werden. z.B. könnten höhere Investitionen für eine 

bessere thermische Qualität in der Bauphase gewählt werden, um den Ge-

samtverbrauch während seiner Lebensdauer (Bau, Betrieb, Abriss) zu ver-

ringern. 

◼ Konkrete Zielvorgaben (THG-Indikatoren) für Projektteilbereiche  

Es kann aber auch für die gesamtstrategische Optionenklärung und Planung heran-

gezogen werden. 

Das Treibhausgasbudget ist insbesondere auf der Ebene der städtischen Gesamt-

planung ein Werkzeug, um die Erreichung der städtischen Ziele und den Beitrag zur 

Einhaltung der nationalen und globalen Klimaziele kostengünstig und sozial verträg-

lich abzusichern.  

Dazu kann zunächst ausgelotet werden, welche Möglichkeiten (Pfade) in den ver-

schiedenen relevanten Bereichen zur Verfügung stehen, um mit dem vorgegebe-

nen Treibhausgas-Budget auszukommen, z.B. bei Gebäude (Errichtung und Be-

trieb), Mobilität (Infrastrukturerrichtung, Fahrzeuge, Betrieb) oder Ernährung (Pro-

duktion Nahrungsmittel, Vertrieb/Zustellung). 

In jedem dieser Bereiche kann dann eine Analyse einzelner Elemente oder Techno-

logien im Hinblick auf deren Treibhausgas-Entwicklung erfolgen. Die Vorgangsweise 

ist in Abbildung 6 exemplarisch dargestellt. 
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Abbildung 6: Emissionspfade nach Sektoren und dadurch implizierter Treibhausgasbudget-Verbrauch. 

Am Beispiel des Bereichs Gebäude kann – hier nur konzeptionell dargestellt - für 

die in der Herstellung der Infrastruktur ausgelösten Emissionen die Analyse erge-

ben, dass der verwendete Stahl ab 2028 kontinuierlich auf treibhausgasneutrale 

Herstellung umgestellt wird, und diese Umstellung bis 2040 abgeschlossen ist (lin-

kes Panel, orange Linie). Für Zement wird angenommen, das dies schon ab 2023 

möglich ist, zunächst mit höherer Wirkung und abgeschlossen 2028 (linkes Panel, 

gelbe Linie). Den jährlichen Verlauf aller in der Infrastruktur-Herstellung ausgelös-

ten Emissionen stellt die blaue Linie dar. 

Die im Betrieb verursachten Emissionen des Gebäudesektors sind im rechten Panel 

dargestellt. Hier könnte etwa der Ausstieg aus Ölheizungen (dünne graue Linie) 

schon kontinuierlich ab sofort erfolgen und bis 2035 abgeschlossen sein, jener aus 

Gas (dicke graue Linie) erst später einsetzen und bis 2040 abgeschlossen sein. Den 

Ausstieg aus allen Treibhausgas-emittierenden Energiesystemen in Gebäudesektor 

zeigt die grüne Linie. 

Sollten nach dieser Erst-Analyse die Flächen unter den Emissionspfaden einen an-

deren als den durch das Treibhausgasbudget verfügbaren Emissionsbedarf erge-

ben, wäre dies die Basis für eine Anpassung der städtischen Politik – innerhalb der 

Emissionsbereiche wie auch zwischen diesen. 
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Nationale Beispiele für Treibhausgas-Budgets 

Von wissenschaftlicher Seite wurden für mehrere Staaten nationale Treibhausgas-

Budgets berechnet. Die zwei nachfolgenden Beispiele beschreiben Treibhausgas-

Budgets, die als verbindliche Vorgaben beschlossen wurden.  

Auch das deutsche Bundes-Klimaschutzgesetz, das im Dezember 2019 beschlossen 

wurde, definiert erstmals zulässige jährliche Jahresemissionsmengen bis 2030 für 

die meisten Sektoren und damit Treibhausgas-Budgets. Diese Zielvorgaben seien 

jedoch nicht wissenschaftlich hergeleitet und entsprächen daher nicht den Erfor-

dernissen des Pariser Übereinkommens, stellt der Sachverständigenrat für Umwelt-

fragen fest. 

Frankreich 

Frankreich hat in seiner „Stratégie Nationale Bas-Carbone (SNBC)“ (Ministère de la 

Transistion écologique et solidaire 2020) Treibhausgas-Budgets festgelegt. Die 

SNBC wurde 2015 zum ersten Mal verabschiedet. 2018-2019 wurde sie mit dem 

Ziel überarbeitet, bis 2050 CO2-Neutralität zu erreichen (in der Erstfassung war eine 

Reduktion um 75% bis 2050 im Vergleich zu 1990 vorgesehen). Zudem musste be-

rücksichtigt werden, dass das erste THG-Budget 2015-2018 um 4% bzw. 17 

MtCO2äqu überschritten wurde. Die überarbeitete SNBC wurde Anfang 2020 verab-

schiedet. Die aktuellen THG-Budgets sind: 

◼ 2019 und 2023: 398 MtCO2äqu  

◼ 2024 und 2028: 357 MtCO2äqu  

◼ 2029 bis 2033: 300 MtCO2äqu 

Zudem sind auch Budgets für einzelne Sektoren festgelegt (siehe Abbildung 7).  

 

Abbildung 7: Sektorale Verteilung der nächsten drei Kohlenstoffbudgets für Frankreich 

in Mt CO2äqu. Quelle: (Ministère de la Transistion écologique et solidaire 2020)  
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Vereinigtes Königreich 

Das Vereinigte Königreich hat mit dem Gesetz über den Klimawandel („Climate 

Change Act 2008“) verbindliche Kohlenstoffbudgets festgelegt, die alle fünf Jahre 

ermittelt werden. 

 

Abbildung 8: Die bisherigen und das aktuelle, 2016 verabschiedete,  

fünfte Treibhausgas-Budget für das Vereinigte Königreich. Quelle: (Barnhusen und Cicmanova 2019)  

 

Diese beiden Beispiele für nationale Treibhausgasbudgets haben wesentliche 

Schwachpunkte:  

◼ Sie werden zwar als rechtlich verbindlich angesehen, aber es gibt keine 

direkten Konsequenzen, wenn sie nicht eingehalten werden. Zumindest 

sollten die Folgebudgets entsprechend reduziert werden.  

◼ Die Berechnung der Budgets erfolgt im Wesentlichen anhand der definier-

ten Reduktionspfade. Sie berücksichtigen die globalen Ungleichheiten, ins-

besondere hinsichtlich der Verteilung der Emissionen zwischen OECD- und 

Nicht-OECD-Ländern und weitere wichtige Gerechtigkeitsaspekte nicht.  

Methodisch könnten diese Schwachpunkte eliminiert werden, entsprechende Kon-

zepte hat die Wissenschaft bereits vorgelegt (siehe „Vom globalen zum lokalen 

Treibhausgas-Budget“, Seite 16). 
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Beispiele für städtische Treibhausgas-Budgets 

In letzter Zeit wurde versucht, für einige europäische Städte lokale Treibhausgas-

Budgets zu erstellen und festzulegen, die häufig deutlich ehrgeiziger sind als die 

nationalen Budgets. Dazu nachfolgend einige Beispiele. 

Järfälla und die „Swedish Carbon Budget Challenge“ 

Wissenschafter der Universität Uppsala haben auf Basis des von ihnen errechneten 

Treibhausgas-Budgets für Schweden (siehe Abbildung 9) eine Methode entwickelt, 

wie dieses auf Gemeinden aufgeteilt werden kann. 

In Zusammenarbeit mit der Stadt Järfälla wurde diese Methodik verwendet, um 

das städtische Treibhausgas-Budget zu errechnen (Anderson et al. 2018) . Dabei 

wurde aus praktischen Gründen ein territorialer (produktionsbasierter) Ansatz ge-

wählt. Die Studienautoren sehen aber die Notwendigkeit, diesen speziell für lokale 

und regionale Budgets in Richtung eines konsumbasierten Ansatzes weiterzuentwi-

ckeln. Allerdings würde das zu noch knapperen Treibhausgas-Budgets führen, de-

ren Einhaltung die Stadtverwaltung noch mehr fordert.  

Das Team der Universität Uppsala hat aufbauend auf den Erfahrungen aus dem 

Projekt Järfälla die „Swedish Carbon Budget Challenge 2018“ gestartet. Mittler-

weile wurden Treibhausgas-Budgets für weitere Städte und Regionen erstellt.  

 

Abbildung 9:  Zwei Szenarien für Schweden auf Basis eines nationalen CO2 Budgets zwischen 300 bis 600 Mt CO2eq , das für 

das Erreichen des 2°C-Ziels erforderlich ist, zeigen das hohe Ausmaß der erforderlichen Emissionsreduktion. 

Quelle: (Anderson et al. 2018) 

Manchester und die Region Greater Manchester 

Forscher des Tyndall Centre for Climate Change Research an der Universität von 

Manchester haben für die Stadt Manchester in Großbritannien ein Kohlenstoff-

Budget ermittelt, das im „Manchester Climate Change Framework 2020-2025“ ver-
ankert und vom Stadtrat offiziell beschlossen wurde. Interessant ist, dass das 

Budget von 15 Millionen Tonnen von 2018 bis 2100 reicht. Inkludiert wurden in Ko-

operation mit der nationalen Regierung mittlerweile auch die Flugemissionen und 

konsumbasierte, indirekte Emissionen. (Manchester Climate Change Partnership 

and Agency 2020).  
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Das Tyndall Centre hat auf Basis der von ihr entwickelten SCATTER Methode („Set-

ting City and Area Targets and Trajectories for Emission Reduction“) auch ein Koh-

lenstoff-Budget für die Region Greater Manchester vorgelegt: Für den Zeitraum 

von 2018 bis einschließlich 2038 sollten die Gesamtemissionen 67 Millionen Ton-

nen CO2 nicht überschreiten. Die verbleibenden 4 Millionen Tonnen CO2 werden 

dem Zeitraum 2039 – 2100 zugewiesen. (Kuriakose et al. 2018)  

Das Budget ist in Budgetperioden unterteilt und soll alle fünf Jahre überprüft wer-

den, um möglichen Änderungen in den wissenschaftlichen Grunudlagen, globalen 

Vereinbarungen oder Fortschritten bei Technologien für negative Emissionen Rech-

nung zu tragen. Aus dem Budget folgt, dass die Emissionen ab sofort um mindes-

tens 15 % pro Jahr reduziert werden müssen. Denn bei gleichbleibenden Emissio-

nen wäre das Budget in wenigen Jahren aufgebraucht. 

Die Kohlenstoff-Budgets von Greater Manchester und Manchester leiten sich nicht 

aus dem gesetzlich festgelegten nationalen Kohlenstoff-Budget des Vereinigten Kö-

nigreichs ab (siehe Abbildung 8, Seite 25), sondern aus einem vom Tyndall Center 

berechneten nationalen Budget, das auf Gerechtigkeitsüberlegungen und histori-

scher Verantwortung der Industriestaaten basiert. Daraus wurde das Budget für 

den Großraum Manchester auf der Grundlage von drei Parametern abgeleitet: Be-

völkerungszahl, „Grandfathering“3 und Bruttowertschöpfung. Daher liegt dieses 

regionale Budget erheblich unter jenen, die aus dem gesetzlich festgeschriebenen, 

nationalen Budget für das Vereinigte Königreich abgeleitet werden (siehe Abbil-

dung 10). 

 

Abbildung 10: Kohlenstoff-Budgets für Greater Manchester: blau: wissenschaftlich basiertes Budget;  

rosa: abgeleitet aus dem gesetzlich verankerten nationalen Budget des Vereinten Königreichs. Quelle: Tyndall Centre  

 

3 „Grandfathering“ bedeutet, dass die bisherigen Emissionen von Gebieten (Länder, Regionen, Gemein-

den) die Ansprüche auf zukünftige Emissionen erhöhen. Obwohl das Prinzip als unfair bezeichnet wird, 
spielt es in der politischen Diskussion eine wichtige Rolle. Bei entsprechender Ausgestaltung kann es in 

Kombination mit anderen Prinzipien zu vertretbaren Resultaten führen. (Knight 2013) 
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London 

Auch London hat in seiner Umweltstrategie 2018 drei Fünfjahresbudgets (2018-

2032) für die zulässigen Treibhausgas-Emissionen festgelegt. Diese Budgets werden 

jährlich überprüft und neue Budgets mindestens zehn Jahre im Voraus festgelegt. 

Die Budgetperioden stimmen mit jenen des gesetzlich festgelegten nationalen Bud-

gets überein. Das Londoner Budget ist aber ambitionierter als das nationale 

(Greater London Authority 2018b). 

 

Abbildung 11: Kohlenstoff-Budgets für London 

Quelle: (Greater London Authority 2018a)  
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Städte in Frankreich 

Der WWF Frankreich hat Treibhausgas-Budgets für die 10 größten französischen 

Städte errechnet. Er orientiert sich dabei am nationalen Budget und verteilt dieses 

mit der Methode „gleich pro Kopf“ (siehe Seite 17) auf die Städte. Bleiben die der-

zeitigen Emissionen auf gleicher Höhe, sind die THG-Budgets in wenigen Jahren 

aufgebraucht. Die Analyse der Klimaschutzpläne dieser 10 Städte durch den WWF 

zeigt, dass ihre aktuellen politischen Ambitionen bei weitem nicht ausreichen, um 

mit ihren Budgets bis zur CO2-Neutralität auszukommen (WWF und ecoact 

Juli/2018). 

 1,5°Grad Szenario (50% Wahr-

scheinlichkeit) 

2°Grad Szenario (66% Wahr-

scheinlichkeit) 

 THG-Budget 

MtCO2Äqu  

2016 – 2100 

verbraucht 

in Jahren* 

THG-Budget 

MtCO2Äqu  

2016 – 2100 

verbraucht 

in Jahren* 

Métropole du Grand Paris  250 3 682 9 

Métropole Aix Marseille Provence  72 2 197 5 

Métropole de Lyon  51 5 139 14 

Métropole Européenne de Lille  47 5 128 13 

Bordeaux Métropole  37 7 101 18 

Toulouse Métropole  34 8 94 21 

Nantes Métropole  26 7 70 20 

Métropole Nice Côte d’Azur  20 6 55 16 

Eurométropole de Strasbourg  19 6 53 16 

Métropole Rouen Normandie  19 4 52 11 

Total  577 5 1571 13 

*Bei derzeitigen Emissionsniveau  

Tabelle 1: Strikte Treibhausgas-Budgets für die 10 größten französischen Städte,  

jeweils für ein 1,5° und 2° Szenario. Quelle: (WWF und ecoact Juli/2018) 

Graz 

Das Wegener Center für Klima- und globalen Wandel hat ein Treibhausgas-Budget 

für Österreich (Meyer und Steininger 2017) und für die Stadt Graz (Pichler und 

Steininger 2019) berechnet. Ausgangspunkt war die Ermittlung der aktuellen Emis-

sionen der Stadt. Darauf aufbauend wurden für die Stadt Graz für das Jahr 2015 

folgende THG-Budgets ermittelt: 

◼ Produktionsbasiert: 1,17 Mio t CO2äqu, entspricht 4,1 t CO2äqu pro Kopf. 

◼ Konsumbasiert: 2,77 Mio t CO2äqu, entspricht rund 9,7 t CO2äqu pro Kopf. 

Will die Stadt Graz ihren Verbrauch bis zur Mitte des Jahrhunderts innerhalb des 

(für sie pro-Kopf-global gleichverteilten) Treibhausgas-Budgets halten, so müssten 

die Emissionen um 5,6% pro Jahr abgesenkt werden. Dies entspricht beispielsweise 

für die konsumbasiert bilanzierten THG-Emissionen einer Reduktion von durch-

schnittlich 255 kg CO2äqu pro Person und Jahr, für die Stadt Graz insgesamt durch-

schnittlich über 70.000 t CO2äqu pro Jahr.   
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Klimabudgetierung 

Die Erweiterung der rein monetären Bilanzierung und Rechnungslegung um ökolo-

gische Informationen und Indikatoren ist kein neues Konzept. Überlegungen zur 

ökologischen Bilanzierung und Rechnungslegung gibt es schon seit vielen Jahren 

auf unterschiedlichen Ebenen. 

Auf nationaler Ebene arbeiten die statistischen Ämter an der Umweltgesamtrech-

nung als Erweiterung zur volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. Dabei werden 

umweltbezogene Kennzahlen wie etwa der Ressourcenverbrauch oder die Treib-

hausgas-Emissionen mit ökonomischen Zahlen wie dem Bruttoinlandsprodukt in 

Beziehung gesetzt und sollen so ein vollständigeres Bild vom Wohlstand einer Ge-

sellschaft zeigen (mehr dazu auf www.umweltgesamtrechnung.at). 

Auf betrieblicher Ebene wurde in den 1990er Jahren das Konzept der Umweltkos-

tenrechnung entwickelt. Dazu müssen Betriebe ihre Material- und Energieströme, 

Abfälle und Emissionen sowohl physikalisch in kg und t als auch monetär in Euro 

erfassen und bewerten, ebenso alle Prozesse, die dem Umweltschutz zugeordnet 

werden können. Das liefert ein wesentlich erweitertes Bild der Umweltkosten, weil 

beispielsweise für Abfälle nicht nur die Entsorgungskosten berücksichtigt werden, 

sondern auch die anteiligen Material-Einkaufskosten. Entsprechende Verbesse-

rungsmaßnahmen rechnen sich so auch ökonomisch wesentlich rascher. Externe 

Kosten werden allerdings nur selten erfasst und damit nur ein Teil der von Betrie-

ben verursachten Umweltkosten berücksichtigt. 

Auf regionaler und kommunaler Ebene wurden diese Methoden der umweltbezo-

genen Rechnungslegung („green accounting“) entsprechend angepasst und weiter-
entwickelt. Damit können die Auswirkungen der sozialen, politischen und wirt-

schaftlichen Aktivitäten auf die Umwelt in die traditionellen Finanz- und Haushalts-

planungsdokumente integriert werden, die nach wie vor zu den wichtigsten Instru-

menten für die politische Entscheidungsfindung gehören. Zudem können auch die 

meist externalisierten Umweltkosten abgebildet werden, die durch Ressourcennut-

zung, Umweltverschmutzung, Krankheit und Naturkatastrophen entstehen.  

Klimabudgets können auf diesen Konzepten und Methoden der ökologischen Bud-

getierung aufbauen. Der Unterschied liegt im Wesentlichen darin, dass der Fokus 

von Umweltschutz im Allgemeinen auf Klimaschutz im Speziellen verschoben wird. 

Wie bei den Umweltbudgets erfolgt bei der Klimabudgetierung die Zusammenfüh-

rung der Klimaschutzplanung mit der Finanzplanung und Budgeterstellung. Da-

durch sollen die Ausgaben auf die Klimaschutz-Ziele der Stadt ausgerichtet werden. 

Investitionsprojekte werden ganzheitlich über deren gesamten Lebenszyklus be-

wertet, für Gebäude etwa von der Errichtung über den Betrieb und Instandhaltung 

bis zum Abriss. Ebenso bewertet werden die Wirkungen der laufenden Betriebsaus-

gaben. 

Als Basis für die Klimabudgetierung ist die Festlegung eines Treibhausgas-Budgets 

für eine Stadt sehr nützlich, weil es einen klaren Handlungsrahmen definiert (siehe 

„Das lokale Treibhausgas-Budget als Eckpfeiler eines städtischen Klimabudgets“, 
Seite 21). Die Zuteilung des THG-Budgets auf die verschiedenen Aktivitäten und 

Vorhaben und dessen Überwachung kann bereits in der Logik der Finanz-Budgets 

erfolgen.  
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Mit Hilfe eines umfassenden kommunalen Treibhausgas-Emissionsinventars (siehe 

„Produktions- und konsumbasierte Emissionsinventare“, Seite 18) können die Ver-

ursacher von Klima- und Umweltbelastungen in der Stadt identifiziert und für diese 

jeweils geeignete Klimaschutzmaßnahmen festgelegt werden.  

Budgetprozess und Klimabudgetierung 

Die Erstellung des Klimabudgets wird in der Regel in den kommunalen Budget-

kreislauf integriert. Dieser lässt sich in fünf Schritten skizzieren. 

1. Politische Vorgaben 

Die Vorgaben für die jährliche Klima-Budgeterstellung basieren auf den (mehrjähri-

gen) städtischen Strategien, Zielen und Vorgaben (z.B. Treibhausgas-Budget, Re-

duktion des Ressourcen- und Energieverbrauchs, Umstieg auf erneuerbare Ener-

gie), aktuellen Erfordernissen und politischen Entscheidungen.  

2. Budgetformulierung 

In einem ersten Schritt werden die geplanten Vorhaben zur Erreichung der klima-

politischen Vorgaben zusammen mit den dafür notwendigen Finanzmitteln ermit-

telt und zusammengestellt. Zudem können die Abteilungen aufgefordert werden, 

div on ihnen verantworteten Ausgaben (Betriebs- und Investitionskosten) und 

überantworteter Maßnahmen wo notwedig an die politischen Zielvorgaben anzu-

passen.Daraus werden die voraussichtlichen Gesamtwirkungen der Vorhaben er-

mittelt und mit den Vorgaben vergleichen. Ist die Zielerreichung nicht sicherge-

stellt, werden gegebenenfalls weitere Vorhaben entwickelt. Schließlich wird ein 

Gesamtvorschlag für das Klimabudget erstellt, der auch die Verantwortung für die 

Umsetzung geplanter Maßnahmen enthält. 

3. Budget-Beschluss 

Das Finanzbudget wird zusammen mit dem Klimabudget im Gemeinderat diskutiert 

und beschlossen. 

4. Umsetzung 

Gemäß Budgetbeschluss erfolgt die Umsetzung der Vorhaben durch die verant-

wortlichen Organisationseinheiten, die laufend überwacht wird.  

5. Evaluierung und Berichterstattung 

Die durch die Umsetzung der Vorhaben erzeugten Umwelt- und Klimaauswirkun-

gen, der ihrer Betriebsausgaben und Investitionen inklusive der erzielten Einspa-

rungen werden am Ende der Budgetperiode evaluiert und zu einem Gesamtbericht 

zusammengefasst, der aufzeigt, in welchem Ausmaß die Klimaziele erreicht wur-

den. Das Ergebnis ist die Grundlage Ausgestaltung des nächsten Budget-Zyklus und 

eine Aktualisierung der politischen Vorgaben und Prioritäten. 
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Visuelle Bewertungsmethoden  

Der Abschlussbericht 2017 der Europäischen Kommission zur Frage, wie ein durch-

gängiges Klima-Mainstreaming des EU-Haushalts in Vorbereitung des mehrjährigen 

Finanzrahmens erfolgen kann, schlägt die Einführung eines „Ampel-Bewertungs-

systems“ vor. Mit diesem Instrument sollen die verschiedenen EU-Programme und 

die zugehörigen Budgets analysiert und bestimmt werden, welche davon kurz- und 

langfristig signifikante Beiträge zum Klimaschutz liefern (Dahal und Niemelä 2017). 

Solcherart gekennzeichnet können jene priorisiert werden, die im Einklang mit den 

Klimazielen stehen (Eichler et al. 2017). 

Eine ähnliche Methodik wurde von der norwegischen Forschungsorganisation CI-

CERO in Form eines „Shades of Green Rating-Systems“ entwickelt. Damit werden 

Projekte bewertet, die über Green Bonds eines Emittenten finanziert werden, um 

festzustellen, ob diese „die langfristige Vision einer kohlenstoffarmen und klimare-

sistenten Zukunft bereits heute umsetzen“ (Clapp et al. 2016). 

Die italienische Gemeinde Ferrara und die schwedische Gemeinde Växjö haben 

ebenfalls visuelle Bewertungen wie Smileys und Farben verwendet, um die Fort-

schritte und Klimabeiträge von Projekten in ihren Budget- oder Umweltberichten 

zu verfolgen (siehe Abbildung 20, Seite 41) .  

Symbole zur Bewertung von Maßnahmen verwenden auch das „Städtische Energie-
effizienz-Programm SEP2030“ der Stadt Wien (siehe Abbildung 13) und das NÖ 

Klimaprogramm 2004-2008 (siehe Abbildung 14). 

Bei der Klimabudgetierung ermöglichen solche visuellen Bewertungssysteme, die 

verschiedenen Vorschläge in der Phase der Budget-Zusammenstellung durchzuge-

hen und die Projekte entsprechend ihrer Klimaauswirkungen zu kennzeichnen, 

um nachfolgend die Mittelzuweisung entsprechend zu priorisieren. Umgekehrt 

können auch emissionsintensive, „fossile“ Projekte (z. B. der Bau von Straßen oder 

die Investitionen in fossile Energieinfrastrukturen) identifiziert werden, die (bedeu-

tende) negative Klima-Auswirkungen haben. Falls diese aus anderen Gründen trotz-

dem umgesetzt werden sollen, könnten in einem weiteren Schritt die zuständigen 

Abteilungen verpflichtet werden, diese Projektvorschläge hinsichtlich Treibhausgas-

emissionen und Energieverbrauch zu verbessern. 

 

Abbildung 12: CICERO Shade-of-Green Projektbewertungssystem, Quelle: (Clapp et al. 2016) 
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Abbildung 13: Symbole zur Maßnahmenbewertung im „Städtischen Energieeffizienz-Programm SEP 2030“ 

der Stadt Wien; Quelle: (Vogl et al. 2019) 

 

Abbildung 14: Symbole zur Bewertung der Maßnahmenbündel  

im NÖ Klimaprogramm 2004-2008; Quelle: (Cerveny et al. 2003) 
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Beispiele für Klima- und Umweltbudgets 

Dezidierte und als solche benannte Klimabudgets sind derzeit international (noch) 

nicht weit verbreitet. Nachfolgend sind zwei Umsetzungsbeispiele – Oslo und Paris 

- dargestellt. Danach folgen zwei weitere Beispiele für Methoden der Umweltbud-

getierung – CLEAR und ecoBudget – mit Anwendungen in Ferrara und italienischen 

Städten und in Vaxjö in Schweden. 

Klimabudget Oslo 

Der Stadtrat von Oslo verabschiedete 2016 sein erstes Klimabudget für 2017 unter 

dem Motto „Wir zählen Kohlendioxid genauso wie Geld“. Mit dem „Klimabusjett 
2020“ liegt heuer die vierte, weiterentwickelte Ausgabe vor. Das Osloer Klimabud-

get ist mittlerweile ein integraler Bestandteil des Stadtbudgets, in dem die CO2-

Emissionen der Stadt in ähnlicher Weise dargestellt und budgetiert werden wie die 

Stadtfinanzen. Es wird damit jährlich vom Stadtrat verabschiedet (Oslo City 

Government 2020). 

Basis für das Klimabudget ist die Klima- und Energiestrategie für Oslo 2030, die im 

November 2016 vom Stadtrat beschlossen wurde. Diese ist wiederum ausgerichtet 

am übergeordneten Masterplan der Stadt Oslo (Stadtentwicklungsplan): "Oslo to-

wards 2030: smart, safe and green". Die Klima- und Energiestrategie ist die Road-

map, die aufzeigt, wie der ökologische Wandel zur Erreichung der Klimaziele imple-

mentiert werden soll. Im Einklang mit dem Pariser Übereinkommen sollen die CO2-

Emissionen der Stadt bis 2020 um 50 % und bis 2030 um 95 % gegenüber 19904 

gesenkt werden (Oslo City Government 2016). Das Klimabudget orientiert sich an 

diesen Langfristzielen und übersetzt diese in jährliche Aktionspläne. 

Oslo hat kein explizites Treibhausgas-Budget definiert. Aber für das Klimabudget 

wurden und werden sowohl jährliche Reduktionsziele definiert als auch die Reduk-

tionsmengen in Tonnen CO2 angegeben. Als Emissionsziel für 2020 wurde etwa 

festgelegt: „Die Emissionen im Jahr 2020 dürfen maximal 766.000 Tonnen CO2äqu 

für die folgenden Sektoren betragen: Müllverbrennung und Energieversorgung, 

sonstige mobile Verbrennung, Abfall und Abwasser, Industrie, Öl und Gas, Heizung 

und Straßentransport. Darüber hinaus werden Emissionen für die Seeschifffahrt 

und die Luftfahrt hinzugefügt, die bisher nicht Teil der Klimaziele von Oslo waren.“ 

(Oslo City Government 2019) Damit werden die Emissionsziele, die bisher nur die 

im Stadtgebiet von Oslo entstehenden Emissionen umfasst haben (Scope 1), erst-

mals erweitert. 

Zur Zielerreichung werden sowohl bestehende Maßnahmen verstärkt und weiter-

entwickelt als auch neue Maßnahmen definiert. Die Maßnahmen sind in zentralen 

Handlungsbereichen gebündelt, die jeweils bedeutende CO2-Einsparungen erwar-

ten lassen. Die Emissionsreduktionen der vorgeschlagenen Maßnahmen wurden 

von der Osloer Klimaagentur bewertet. Die technischen Details dazu werden im 

Anhang zum Klimabudget angeführt.  

 

4 Im Klimabudget 2020 wurde auf das Referenzjahr 2009 umgestellt, im Einklang mit der na-

tionalen norwegischen Statistik. 
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Die Maßnahmen werden im Klimabudget sektoral kategorisiert, in „quantifizier-

bar“, „nicht quantifizierbar“ und „unterstützend“ unterteilt und zusammen mit der 

jeweils für die Umsetzung verantwortlichen Stelle aufgelistet (siehe Abbildung 16 

und Abbildung 17). 

Berechnung der Emissionsminderungseffekte der Maßnahmen 

Die Methoden zur Wirkungs-Abschätzung der Maßnahmen wurden für das Klima-

budget 2020 verbessert. Es wurde eine sogenannte „BAU-Basislinie“ errechnet. 

Diese umfasst die die kumulierten Emissionsminderungseffekte der staatlichen, 

regionalen und kommunalen Klimamaßnahmen (z.B. Verbot von Ölheizungen ab 

1.1.2020, Biokraftstoff-Verordnung, nationale Vorgaben für Elektroautos) ab Mai 

2018, wenn diese wie geplant umgesetzt werden. Zudem enthält sie die Auswirkun-

gen externer Faktoren wie Bevölkerungswachstum, technologische Entwicklungen 

und Konjunkturzyklen.  

Außerdem wurden die THG-Auswirkungen für alle Maßnahmen im Klimabudget 

2020 errechnet, die quantifiziert werden können.  

BAU-Baseline und quantifizierte Klimabudget-Maßnahmen ergeben zusammen die 

voraussichtliche quantifizierbare Emissionsreduktion. Sie beträgt 33% im Jahr 2020 

und 39% im Jahr 2023 im Vergleich zu 2009. Demgegenüber steht aber das Ziel von 

41% im Jahr 2020 und von 52% im Jahr 2023. Es fehlen für 2020 also 8% oder 

108.800 t CO2äqu und für 2030 13% oder 183.200 Tonnen CO2äqu.  

Oslo erwartet weitere Emissionsminderung durch jenen „nicht-quantifizierbaren“ 
Maßnahmen, bei denen die Auswirkungen nicht mit ausreichender Sicherheit be-

rechnen können. Die Lücke zeigt aber, dass es für die Stadt schwierig wird, das Ziel 

für 2020 zu erreichen. Diese Berechnungsmethode zeigt somit klar die Notwendig-

keit, weitere Maßnahmen zur Emissionsreduzierung zu entwickeln und zu beschlie-

ßen, was derzeit auch im Gange ist. 

 

Abbildung 15: Das Osloer Klimaziel für 2020, die Emissionsgrenzwerte für 2023 und die geschätzte Emissionsreduzierung, 

einschließlich der Auswirkungen der von der Regierung und der Stadt Oslo verabschiedeten Klimaschutzmaßnahmen. Die 

Abbildung zeigt die Notwendigkeit weiterer Emissionsminderungen (die Lücke zwischen den Auswirkungen der Maßnah-

men und dem Klimaziel 2020 bzw. Emissionsgrenze 2023).Quelle: (Oslo City Government 2019)  
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Abbildung 16: Beispiel für die Auflistung quantifizierbarer Maßnahmen im Osloer Klimabudget 

Quelle:  (Oslo City Government 2019) 
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Abbildung 17: Liste der nicht-quantifizierbaren Maßnahmen im Osloer Klimabudget 

Quelle: (Oslo City Government 2019) 
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Abbildung 18: Beispiel für die Auflistung von „unterstützenden“ Aktivitäten, die die Grundlage für  

zukünftige Emissionsminderungen legen. Quelle: (Oslo City Government 2019) 

Das Klimabudget enthält neben den Maßnahmen zur konkreten Reduktion der 

THG-Emissionen auch Aktivitäten, die die Klimaschutz-Arbeit in der Stadt Oslo 

stärken und den Weg für weitere Emissionsminderungen nach 2020 ebnen sollen. 

Diese Aktivitäten sind deshalb im Klimabudget enthalten, um die breite Palette von 

eingesetzten Instrumenten zur Emissionsreduzierung darzustellen und die Verant-

wortung für diese festzulegen (siehe Abbildung 18). 

Das Klimabudget zeigt auf, dass die gesetzten Ziele nur durch die Umsetzung einer 

Vielzahl von Maßnahmen erreicht werden können. Dies erfordert auch die Beteili-

gung der Einwohner und Unternehmen der Stadt sowie eine aktive und erfolgrei-

che Zusammenarbeit zwischen regionalen und staatlichen Behörden sowie des ge-

samten Magistrats der Stadt Oslo. 

Die Erstellung des Klimabudgets erfolgt im Rahmen des regulären Budgetzyklus. Für 

die drei Hauptphasen werden jeweils passende Berichte vorgelegt. Der erste (März 

bis April) zwischen der Strategiekonferenz und der Konferenz zur Budget-Zusam-

menstellung, der zweite (August / September) gleichzeitig mit der finalen Haus-

haltskonferenz, die den Haushaltsvorschlag für den Stadtrat erarbeitet und schließ-

lich der dritte Bericht am Ende des Jahres vor der strategischen Konferenz für den 

nächsten Budget-Zyklus. Die Verknüpfung von Umwelt- und Finanzberichterstat-

tung erleichtert fundierte Entscheidungen über die notwendigen Finanzmittel, die 

zur Erreichung der Ziele von Oslo erforderlich sind.  

Das Klimabudget verpflichtet nicht nur alle städtischen Abteilungen, regelmäßig 

über den Stand der Umsetzung der Klimaschutzmaßnahmen zu berichten, für die 

sie verantwortlich sind. Ein wichtiger Aspekt ist, dass es den verschiedenen Abtei-

lungen auch explizit die Verantwortung für die Erreichung der Ziele zuweist und 

damit nicht nur das mit Klima- und Umweltschutzfragen befasste Personal der 

Stadtverwaltung in die Umsetzung einbezieht. 
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Klimabarometer der Stadt Oslo (Dashboard) 

Ein zentraler Handlungsbereich im Klimabudget ist der Verkehr. Um hier die wirk-

samsten Maßnahmen zu ermitteln, benötigte Oslo einen laufend aktualisierbaren 

Überblick über das Verkehrsgeschehen in der Stadt.  

Daher wurde die Entwicklung eines neuen Systems zur Datenaggregation und -visu-

alisierung ausgeschrieben. Der Gewinner eSmart Systems entwickelte eine Art 

Dashboard, mit dem Daten aus verschiedenen Abteilungen verbunden werden kön-

nen. Dabei werden sowohl Echtzeitdaten als auch historische Daten verwendet und 

die Korrelationen zwischen verschiedenen Variablen hergestellt (THG-Emissionen, 

Verkehr, Wetter, Nutzung von Ladestationen für Elektrofahrzeuge, Wohlbefinden 

usw.). Die Datensammlung bietet auch die Basis für eine künftige Modellierung 

durch maschinelles Lernen und KI. 

Mit den Daten kann Oslo die Wirkungen von Maßnahmen zur Emissionsminderung 

berechnen. Ein Beispiel für einen solchen Indikator ist, dass die Stadt Daten dar-

über sammelt, wie viel Kraftstoff zu Baustellen transportiert wird, um die Emissio-

nen in diesem Sektor zu antizipieren.  

Die Daten werden im Klimabarometer verständlich dargestellt. Es wird dreimal 

jährlich aktualisiert und ist unter folgender Adresse öffentlich zugänglich gemacht: 

www.klimaoslo.no/klimabarometeret/. 

Bleu Climat Energie Paris 

Der „Bleu Climat Energie“ ist der Klima- und Energie-Jahresbericht der Stadt Paris, 

der vom Stadtrat jeden Dezember zur gleichen Zeit wie das vorläufige Jahresbudget 

verabschiedet wird. Ziel ist, über die Umsetzung der verschiedenen beschlossenen 

Maßnahmen zu berichten und diese weiterzuverfolgen.  

Das „Bleu Climat Energie“ enthält unter anderem Informationen über Energiever-

brauch und Energiekosten der Stadt, den CO2-Ausstoß, den Anteil der ökologischen 

Beschaffung, energetische Sanierungen, den Anteil erneuerbarer Energien, die Luft-

qualität, die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel sowie den Abfall- und Wasserver-

brauch. Die durch die Aktivitäten der Stadt verursachten THG-Emissionen werden 

umfassend erfasst (Abbildung 19) und ihre Entwicklung im Vergleich zu den Klima-

zielen dargestellt. 

Für jeden im Bericht verwendeten Indikator (es werden sowohl qualitative als auch 

quantitative Indikatoren verwendet), gibt es eine festgelegte Aktualisierungshäufig-

keit, einen Zielwert, einen Anfangswert sowie eine definierte Datenquelle. 

Ein fünfköpfiges Team der Pariser Abteilung für Klima und Energie ist für die Be-

richterstattung verantwortlich. Alle Agenturen und Abteilungen der Stadt verfügen 

über Koordinatoren, die sie dabei mit Daten u.a. zu Energieverbrauch und CO2-

Emissionen über ihre jeweiligen Aktivitäten und Dienstleistungen unterstützen. Das 

soll eine breite Beteiligung sicherstellen, auch von Abteilungen, die sich bislang 

nicht so sehr mit den Umweltauswirkungen ihrer Tätigkeiten auseinandergesetzt 

haben, und möglichst viele MitarbeiterInnen und PartnerInnen für die Klima- und 

Energieziele und -maßnahmen sensibilisieren. Auch externe Partner der Stadt sind 

beteiligt.  
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Um die Datensammlung zu vereinfachen, wurde ein Online-Dashboard erstellt, 

über das die Daten und Informationen hochgeladen werden können und von einem 

Expertenteam überprüft werden. Das Dashboard wird alle drei Monate aktualisiert 

und ermöglicht eine realistische Darstellung des Fortschritts der verschiedenen Ak-

tivitäten und Maßnahmen. Es stellt auch sicher, dass für die Erstellung des Stadt-

budgets jederzeit umfangreiche und aktuelle Daten verfügbar sind.  

Viele Ausgaben und Investitionen der Stadt können nicht auf ihre Klima- und Ener-

giedimension reduziert werden, etwa der soziale Wohnungsbau oder der öffentli-

che Verkehr. Hier erfasst der Bericht die zusätzlichen Kosten für klima- und ener-

giebezogene Maßnahmen. Für Aktivitäten, die ausschließlich der Umsetzung des 

Klimaplans dienen, wie zum Beispiel die energetische Sanierung des Gebäudebe-

stands, werden die Bruttokosten bewertet. 

Ähnlich wie in anderen Städten zielt die Verknüpfung von Umweltberichterstattung 

und Budgeterstellung darauf ab, Investitionsentscheidungen je nach Fortschritt und 

Erfolg der Klima- und Energiemaßnahmen entsprechend anzupassen, die zusätzli-

chen Kosten und Einsparungen durch diese Maßnahmen zu berücksichtigen, und 

klare Verantwortlichkeiten zuzuteilen (Barnhusen und Cicmanova 2019). 

 

Abbildung 19: Der ökologische Fußabdruck von Paris 

Quelle: (City of Paris 2018) 
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CLEAR 

Im Rahmen des 2001 gestarteten Projekts CLEAR (City and Local Environmental Ac-

counting and Reporting) wurde eine Methodik für die Erstellung eines Umweltbud-

gets entwickelt, die in der Folge in Ferrara - dem Hauptkoordinator des Projekts – 

und 17 anderen italienischen Gemeinden und Provinzen umgesetzt wurde. 

CLEAR definiert die Umweltbilanzierung als „alle Systeme, die es ermöglichen, Um-

weltinformationen und -daten zu erfassen, zu organisieren, zu managen und zu 

kommunizieren und diese Informationen und Daten in monetären und in physikali-

schen Einheiten auszudrücken“ (Kona A et al. 2016).  

Das Werkzeug dafür war die Erstellung regelmäßiger Umweltberichte, die nicht 

nur Daten zum Zustand der Umwelt auf dem Gemeindegebiet enthalten, sondern 

diese Daten auch so darzustellen, dass sie die Auswirkungen der Wirtschaft auf die 

Umwelt widerspiegeln. Damit sollte sichergestellt werden, dass der Umweltbericht 

gleichberechtigt zum finanziellen Budgetbericht in den institutionellen Entschei-

dungsprozess einbezogen wird. Der Umweltbericht wurden daher so strukturiert, 

dass er für die gewählten Amtsträger und die Verwaltung leicht verständlich und 

mit der Wirtschafts- und Finanzbilanz der Gemeinde vergleichbar ist.  

Die Gemeinde Ferrara hat ihre Umweltberichterstattung über das Ende des Pro-

jekts hinaus fortgesetzt und veröffentlichte sowohl einen detaillierten Umweltbe-

richt (den letzten für den Zeitraum 2014 - 2016) als auch eine kürzere visuelle Dar-

stellung der Daten, die einfach transparent macht, wo sich die Gemeinde aktuell 

befindet und wo mehr Anstrengungen notwendig sind. 

 

Abbildung 20: Umweltberichterstattung der Stadt Ferrara, Visualisierung des Ist-Zustandes mit Farben.  

Quelle: Comune di Ferrara  
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ecoBudget 

Das von ICLEI, UN Habitat und UNEP entwickelte ecoBudget zielt darauf ab, „den 
Verbrauch natürlicher Ressourcen zu planen, zu überwachen, darüber Bericht zu 

erstatten und zu bewerten“, wodurch die Umweltausgaben innerhalb der festge-

legten Grenzen gehalten werden sollen, mit Hilfe von Indikatoren für kurz- und 

langfristige Umweltziele (Robrecht und Meyrick 2009).  

Der ecoBudget-Zyklus spiegelt die drei Phasen des kommunalen Haushaltszyklus 

wider: Budgetplanung (d.h. Erstellung eines Umweltbudgets), Budgetausgaben 

(d.h. Umsetzung geplanter Maßnahmen, um das Budget einzuhalten) und Budget-

abgleich (d.h. Abgleich der Umweltkonten). Am Ende des Haushaltsjahres wird die 

Umwelt-Bbilanz erstellt, die zeigt, ob das Budget eingehalten wurde oder nicht 

(siehe Abbildung 21). 

Durch die Synchronisierung mit dem jährlichen Haushaltszyklus stellt das ecoBud-

get-System sicher, dass Umweltbelange regelmäßig im Entscheidungsprozess be-

rücksichtigt und die Auswirkungen von politischen und Investitions-Entscheidungen 

erfasst werden. Auf diese Weise werden die vollen Kosten der kommunalen Aktivi-

täten überwacht. Dies bedeutet, dass über die finanziellen Kosten von Bauarbeiten, 

z.B. einer Straße, hinaus, auch berücksichtigt wird, wie hoch der Landverbrauch ist 

und wie viel saubere Luft oder Ruhe durch deren Nutzung verloren geht.  

Vaxjö ecoBudget 

Växjö begann bereits 2003 mit der Entwicklung und Implementierung des  

ecoBudgets. Im Jahr 2006 beschloss Växjö ein neues Umweltprogramm, das mess-

bare langfristige Ziele für drei Bereiche enthielt: Leben (mit Schwerpunkt auf Ver-

brauchs- und Abfallproblemen), unsere Natur (mit Schwerpunkt auf Wasser- und 

Naturschutzprobleme) und fossil-freies Växjö (mit Schwerpunkt auf Verkehr und 

Energie). Die jährlichen Ziele wurden zeitgleich mit dem Budget vom Stadtrat ver-

abschiedet und gleichzeitig mit dem Jahresfinanzbericht vorgelegt. 2008 wurden 

das ecoBudget und der Finanzhaushalt sowie die dazugehörigen Berichte in einem 

einzigen Dokument zusammengefasst.  

Wie auch in den anderen Beispielen wurde in Vaxjö das ecoBudget vor allem dazu 

verwendet, um die Fortschritte in Richtung der Umweltziele zu verfolgen und zu 

steuern. Dazu wurden eigene grafische Symbole zur Visualisierung entwickelt.  

Ein wesentlicher Nutzen des ecoBudgets für die Gemeinde war die Einbeziehung 

der vielen verschiedenen Abteilungen durch die Aufschlüsselung der Zielvorgaben 

und der Zuweisung der Verantwortlichkeiten. So mussten die Abteilungen konkrete 

Maßnahmen entwickeln, um das ihnen zugewiesene Umwelt-Budget einzuhalten, 

und sie mussten regelmäßig berichten, was sie tun, um ihre individuellen Ziele zu 

erreichen.  

Mit Hilfe des ecoBudgets war es Växjö gelungen, die CO2-Emissionen klar vom Wirt-

schaftswachstum abzukoppeln. Växjö entwickelt derzeit ein Nachhaltigkeitspro-

gramm mit einem Zeithorizont bis 2030, um eine integrierte Methodik für ökologi-

sche, soziale und Governance-Fragen zu entwickeln. 
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Abbildung 21: Der ecoBudget-Zyklus 

Quelle: (Robrecht 2004) 
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Konzeption 
Bis dato gibt es noch keine verbindliche Definition, was unter „Klimabudget“ zu ver-

stehen ist. Dies zeigen auch die internationalen Beispiele (siehe „Klimabudgetie-

rung“, Seite 30). Entsprechend unterschiedlich und diffus sind die Vorstellungen 

und Bilder dazu. Für zusätzliche Verwirrung sorgen die bereits breiter verwendeten 

Begriffe „Treibhausgas-Budget“ und „Kohlenstoff-Budget“ und ihr Verhältnis zum 
Klimabudget. Sind sie synonyme Begriffe, Teil eines Klimabudgets oder etwas ande-

res? Ist das Klimabudget ein eigenständiger Geldtopf oder im Gesamthaushalt inte-

griert? 

Für Wien gilt es also, den Begriff Klimabudget als neues Instrument im Klimaschutz 

konzeptionell zu klären und ein gemeinsames Bild zu entwickeln, um es darauf auf-

bauend entsprechend auszugestalten. 

In diesem Teil stellen wir auf Basis der im Teil „Analyse“ gewonnenen Erkenntnisse 

und der Diskussionen mit den Expertinnen und Experten der Stadt Wien in einem 

Workshop, in Interviews und Meetings die Elemente und die Ausgestaltung eines 

Wiener Klimabudgets, den Prozess der Klimabudgetierung im Rahmen des Budget-

zyklus und eine Bewertungsmethodik zur Diskussion. Damit sollen die inhaltlichen 

und prozessualen Entscheidungsgrundlagen für die finale Ausgestaltung des Wie-

ner Klimabudgets bereitgestellt werden. 
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Gestaltungsoptionen für ein 

Klimabudget 

Am 26.6.2019 hat der Wiener Gemeinderat die „Einführung eines städtischen 
Klimabudgets“ beschlossen und in diesem Beschluss einige konzeptionelle Ansätze 
dargestellt, die allerdings noch sehr weit gefasst sind (siehe Anhang, Seite 86).  

Darauf basierend wurden versuchsweise mit dem „Voranschlag für das Jahr 2020 

erstmalig klimarelevante Maßnahmen der Stadt Wien gezielt zusammengetragen. 

Alle Geschäftsgruppen und Abteilungen haben ihre wichtigsten Klimamaßnahmen 

eingemeldet, diese sollen künftig eigens ausgewiesen werden.“ (siehe Anhang, 

Seite 88). Damit wurde im Voranschlag 2020 eine mögliche Gestaltungsoption für 

das Klimabudget erprobt: Die geplanten „Klimamaßnahmen“ für das kommende 

Budgetjahr, deren CO2-Auswirkungen und die dafür veranschlagten Kosten für alle 

Ansätze (bzw. für alle Geschäftsgruppen und Dienststellen) darstellen, ähnlich dem 

Gender Budgeting (Bachtrögler et al. 2019). 

Die städtischen Klimaschutz-Vorhaben darstellen 

Diese Form des Klimabudgets könnte dazu führen, dass sich die einzelnen Dienst-

stellen im Rahmen des Budgetprozesses intensiver mit den Klimaschutz-Zielen der 

Stadt auseinandersetzen und ihre spezifischen Beiträge dazu reflektieren. Dadurch 

könnte das Bewusstsein für Klimaschutz erhöht werden, insbesondere in Dienst-

stellen, die sonst nicht direkt mit diesen Themen befasst sind.  

Die Gesamtsumme der Ausgaben für die relevanten Maßnahmen wäre ein Indika-

tor, wieviel Geld die Stadt in den Klimaschutz investiert und wieviel CO2 damit ins-

gesamt eingespart wird - falls es gelingt, die relevanten Maßnahmen einigermaßen 

umfassend darzustellen und diese entsprechend zu quantifizieren. Das erste 

Klimabudget im Voranschlag 2020 zeigt, dass das keine einfache Aufgabe ist. Die 

gelisteten Maßnahmen sind sehr unterschiedlich hinsichtlich Art, Ausrichtung und 

Umfang. Bei vielen Maßnahmen wird CO2-„Auswirkungen noch nicht berechenbar“ 

ausgewiesen. 

Auch das Ausweisen der Klimaschutz-Ausgaben ist nicht trivial, insbesondere dann, 

wenn es sich nicht eindeutig um eine Maßnahme handelt, die primär dem Klima-

schutz dient. Grundsätzlich ist zu beachten, dass Klimaschutz eine Dimension in ei-

nem breiteren Katalog wirtschafts- und gesellschaftspolitischer Zielsetzungen ist, 

wie Beschäftigung, soziale Absicherung, Bildung, Gleichstellung, andere Umwelt-

ziele. Zwischen diesen wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Zielsetzungen gibt 

es trade-offs und Synergien, die in der Klimabudgetierung auch sichtbar gemacht 

werden sollten.  Beispielsweise hat Betrieb und Ausbau der öffentlichen Verkehrs-

mittel viele Ziele, die neben dem Klimaschutz verfolgt werden. Detto die Sanierung 

von öffentlichen Gebäuden oder die Gestaltung von Straßenraum, um nur einige 

Beispiele zu nennen. Hier müssten jeweils die Netto-Klimaschutz-Kosten ermittelt 

werden, jener Teil der Gesamtkosten, die primär dem Klimaschutz dienen.  
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Was bei dieser Gestaltungsoption jedenfalls vermieden werden müsste, ist ein Re-

porting durch die Dienststellen ohne umfassende Qualitätsvorgaben und -überprü-

fung, ohne entsprechende Anleitung durch interne sowie externe ExpertInnen und 

ohne weitere Verwendung der Maßnahmendarstellung für die Steuerung der Kli-

maschutz-Agenden, ansonsten kann eine entsprechende Berichtspflicht rasch zu 

negativen Einstellungen gegenüber dem Klimabudget führen.  

Der Nutzen einer reinen Auflistung und Darstellung von durch die Dienststellen 

eingemeldeten Klimamaßnahmen, wie das versuchsweise für 2020 probiert 

wurde, rechtfertigt den vergleichsweisen hohen Aufwand aus unserer Sicht nicht.  

Die Klimaschutz-Vorhaben verbindlich beschließen 

Nützlich ist die Auflistung der Klimaschutz-Vorhaben im Rahmen des Voranschlags 

vor allem dann, wenn sie dazu führt, die Wahrscheinlichkeit für die Umsetzung der 

Maßnahmen, die aus den städtischen Strategien und Programmen und / oder von 

den befassten Dienststellen entwickelt wurden und werden, durch deren Veranke-

rung im Voranschlag deutlich zu erhöhen. Das ist auch ein zentrales vielfach geäu-

ßertes Anliegen der städtischen ExpertInnen an das Klimabudget. 

Das kann gelingen, wenn das Klimabudget einen fundierten5 Maßnahmenplan ent-

hält, der jene Vorhaben für das nächste Budgetjahr bzw. den wirtschaftlichen Pla-

nungszeitraum umfasst, die für die Erreichung der Klimaschutz-Vorgaben notwen-

dig sind. Die zugehörigen Ansätze (= Ausgabenrahmen) für die Vorhaben sind paral-

lel dazu im Voranschlag zu verankern, womit bei Beschlussfassung auch die not-

wendigen Geldmittel zur Umsetzung freigegeben werden. Zumindest gilt das für 

jene budgetrelevanten Maßnahmen, die damit ohne weitere Befassung politischer 

Gremien in die Umsetzung durch die Verwaltung gehen.  

Klimapolitische Instrumente erfordern meist noch eigene explizite Beschlüsse 

durch den Gemeinderat, etwa die Änderungen in der Parkraumbewirtschaftung. 

Die Verankerung im Klimabudget-Maßnahmenplan kann aber deren Realisierung 

unterstützen, weil dieser aufzeigt, dass nur mit den genannten Instrumenten die 

klimapolitischen Ziele erreichbar sind. 

Eine aus unserer Sicht sinnvolle und nützliche Gestaltungsoption wäre, dass das 

Klimabudget einen fundierten, aktiv gestalteten Maßnahmenplan als zentrales 

Element enthält. Durch den alljährlichen Beschluss des Klimabudgets durch den 

Gemeinderat wird dann die Verbindlichkeit zur Umsetzung der dort enthaltenen 

Klimaschutz-Vorhaben deutlich erhöht. 

 

5 Wichtig ist, dass Auswahl und Priorisierung der Maßnahmen so erfolgen, dass damit die 

klimapolitischen Vorhaben erreicht werden können. Hier ist also im Unterschied zum im vo-

rigen Abschnitt beschriebenen „Einmelden“ von Klimaschutzaktivitäten ein wesentlich akti-

verer Gestaltungsprozess erforderlich. 
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Klimaschutz-Auswirkungen der bestehenden Budget-Ansätze bewer-
ten 

Im Hinblick auf die Einhaltung des Treibhausgas-Budgets müssen nicht nur budge-

tär relevante Klimaschutzmaßnahmen betrachtet werden. Alle Aktivitäten und Vor-

haben der Stadt haben - positive oder negative - Klima-Auswirkungen: direkt, wenn 

sie im eigenen Wirkungsbereich des Magistrats liegen (z.B. der Betrieb der öffentli-

chen Gebäude, der Straßenbau, die Beschaffung von Gütern und Dienstleistungen), 

und/oder indirekt, wenn sie zu Handlungen durch die Bürgerinnen und Bürger 

und/oder der Wirtschaftstreibenden führen, etwa als Folge von ordnungspoliti-

schen und fiskalischen Instrumente (z.B. die Bauordnung, die Umwidmung von 

Grünland in Bauland, die Einhebung von Parkgebühren).  

Städtische Aktivitäten können also bedeutende Treibhausgas-Emissionen verursa-

chen bzw. dazu führen, dass diese insgesamt zunehmen. Insbesondere letzteres ist 

wichtig, da dies das Treibhausgas-Budget zusätzlich belastet und damit höhere Ein-

sparungen in anderen Bereichen erfordert. 

Budgetär relevante Aktivitäten mit direkten Klima-Auswirkungen sind in der Regel 

in den Budget-Ansätzen abgebildet (wenn auch meist nicht explizit), sowohl als 

operative (Betriebs-) Ausgaben als auch als Investitions-Ausgaben. Interessant wäre 

auch, die gestaltbaren Einnahmen im Voranschlag auf ihre Klimawirkungen zu un-

tersuchen. 

Analysen zu deren Klima-Auswirkungen liegen derzeit aber nur für einzelne Ansätze 

und Aktivitäten und in unterschiedlicher Tiefe vor, etwa bei Investitionsprojekten 

oder für Fördermittel. Eine umfassende Evaluierung der Budgetansätze auf Klima-

schutz-Verträglichkeit gibt es nicht. 

Sämtliche Ansätze des Voranschlags auf ihre Klimaschutz-Verträglichkeit zu analy-

sieren, wie das im Gemeinderatsbeschluss angeregt wird, ist vermutlich sehr zeit- 

und ressourceninitiativ. Fraglich ist, ob der zu erwartende praktische Nutzen den 

Aufwand rechtfertigt. Die Ansätze, so wie im Voranschlag dargestellt, sind vielfach 

nicht direkt bewertbar. Es müsste daher zuerst eine Analyse und Bewertung der 

Aktivitäten und Aufgaben der jeweiligen Dienststellen hinter den Budget-Ansätzen 

erfolgen und dann diese auf ihre Klimaschutz-Verträglichkeit bewertet werden. 

Überlegenswert wäre, mit dem vorhandenen internen Organisationswissen und 

fachlicher Expertise eine geeignete „Klima-Screening“-Methodik zu entwickeln, mit 

der die Budget-Ansätze mit großer Relevanz für den Klimaschutz systematisch iden-

tifiziert werden können, beginnend bei jenen, bei denen dieses bereits bekannt ist. 

Damit könnte deren Bedeutung für das Treibhausgas-Budget bestimmt werden. 

Außerdem könnten sie in der Folge gegebenenfalls so verändert werden, dass ne-

gative Klimaschutz-Wirkungen minimiert und/oder positive Wirkungen verstärkt 

werden. In den dafür verantwortlichen Dienststellen kann dies zudem das Klima-

schutz-Bewusstsein deutlich fördern. 

Wir empfehlen, bei beschränkten Ressourcen die systematische Bewertung aller 

Budget-Ansätze auf ihre Klimawirkungen zurückstellen. 
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Künftige Vorhaben bewerten 

Während das Klima-Screening dazu dient, die derzeitigen Budget-Ansätze mit be-

sonderer Klimarelevanz zu identifizieren, zielt der „Klima-Check“ darauf ab, künf-

tige Vorhaben in einer frühen Phase auf ihre Klimawirkungen zu bewerten. Das er-

laubt es, deren Auswirkungen auf das Treibhausgas-Budget der Stadt abzuschätzen 

und damit informierte Entscheidungen zur Auswahl von Vorhaben zu treffen. Wird 

ein Vorhaben umgesetzt, das die Klimabilanz verschlechtert, könnte dieses auf Ba-

sis der Erkenntnisse aus dem Klima-Check zumindest optimiert werden, um dessen 

THG-Budgetbelastung zu verringern. 

Der Klima-Check für neue Vorhaben ist nicht nur ein Instrument für die Klima-

budgetierung, dient aber auch zur Bewertung jener Vorhaben, die ins Klimabudget 

aufgenommen werden.  

Der Klima-Check liefert wichtige Informationen für die Vorschau der Treibhaus-

gas-Emissionen und damit für das Klimabudget-Monitoring und für die Optimie-

rung der Klimawirkungen künftiger Vorhaben. 
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Vorschläge für die Ausgestaltung 

des Wiener Klimabudgets 

Aus den im vorigen Kapitel dargestellten Gestaltungsoptionen einerseits und den 

bisherigen Diskussionen mit den Expertinnen und Experten der Stadt andererseits 

lassen sich aus unserer Sicht die folgenden Gestaltungs-Präferenzen für das Wiener 

Klimabudget ableiten. 

Das Klimabudget sollte sich jedenfalls nicht darin erschöpfen, die Vorhaben der 

einzelnen Dienststellen zum Klimaschutz zusammenzutragen und darzustellen.  

Vielmehr sollte ein fundierter Klimabudget-Maßnahmenplan erstellt werden, der 

jene Vorhaben und Instrumente samt deren Wirkungen enthält, die zur Erreichung 

der Klimaschutz-Vorgaben nötig sind. Als Teil des Klimabudgets jährlich vom Ge-

meinderat verabschiedet, könnte der Maßnahmenplan mit klaren Verantwortlich-

keiten zusammen mit der im Voranschlag verankerten Finanzierung zusammen und 

einem laufenden Controlling die Umsetzungswahrscheinlich der relevanten Klima-

schutz-Vorhaben deutlich erhöhen. 

Ein verbindlicher, stufenweiser Klima-Check für neue Vorhaben könnte parallel 

dazu etabliert werden. Er könnte eine faktenbasierte Grundlage im Hinblick auf Kli-

maschutz für die EntscheidungsträgerInnen und wichtige Informationen hinsicht-

lich der zu erwartenden Auswirkungen auf die Treibhausgas-Emissionen und damit 

das Treibhausgas-Budget liefern. 

Wenn Ressourcen dafür verfügbar sind, könnten mit Hilfe eines Klima-Screenings 

der bestehenden Budgetansätze die aus Klimaschutz-Sicht relevanten Ansätze 

identifiziert werden. Ansonsten würden wir empfehlen, diese Option vorerst zu-

rückzustellen. 

Ein Treibhausgas-Budget für Wien als Vorgabe für das Klimabudget und als Bench-

mark für das Wirkungscontrolling sollte ergänzt zu den Reduktionszielen verbind-

lich etabliert werden. 

Das Klimabudget mit einem fundierten Maßnahmenplan sollte jährlich zusam-

men mit dem Voranschlag der Stadt erstellt und dann als Teil des Voranschlags 

vom Gemeinderat beschlossen werden.  

Die Erstellung („Klimabudgetierung“) könnte sich am bestehenden Budgetzyklus 
orientieren bzw. darin integriert werden (siehe „Ablauforganisation“, Seite 67).  
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Nutzen 

Wichtige Grundlage für die Konzeption des Klimabudgets ist der erwartete Nutzen 

des Klimabudgets, insbesondere auch im Vergleich zu den vorhandenen Instrumen-

ten und Werkzeugen. Aus Sicht der beteiligten ExpertInnen sind die folgenden Nut-

zenaspekte für Wien relevant: 

◼ Die Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen sicherstellen, indem sie als 

Kernelement des Klimabudgets jährlich mit dem Voranschlag der Stadt 

beschlossen werden, die Finanzierung dadurch sichergestellt und die Um-

setzungsverantwortung klar festgelegt ist. 

◼ Die Qualität bei Priorisierung und Auswahl der Klimaschutz-Vorhaben 

steigern durch deren obligatorische, qualitätsvolle Klimaschutz-Bewertung 

als fundierte Entscheidungsgrundlage 

◼ Die Aktivitäten der städtischen Dienststellen an den Klimaschutz-Zielen 

ausrichten durch Klimaschutz-Bewertung von Vorhaben und Klimabudge-

tierung 

Derzeitige OHNE Klimabudget Künftig MIT Klimabudget 

Auswahl von Vorhaben und Maßnah-

men, die zu Verbesserungen führen 

Auswahl von Vorhaben und Maßnah-

men, die zur Erreichung der gesetzten 

Ziele führen 

Umsetzungswahrscheinlichkeit je nach 

politischem (Einzel)Interesse und Enga-

gement der Akteure 

Institutionalisierte Umsetzung geplan-

ter Vorhaben durch Gemeinderatsbe-

schluss 

Umsetzung je nach aktueller Aufmerk-

samkeit 

Hohe Verbindlichkeit auf Basis länger-

fristiger Planungen 

Großteils stark segmentierte Maßnah-

menauswahl auf Ebene der Dienststel-

len 

Faktenbasierte Priorisierung und Aus-

wahl der Maßnahmen und damit bes-

sere Mittelallokation aus Gesamtsicht 

der Stadt 

Tabelle 2: Mögliche Verbesserungen durch das Klimabudget  

in Bezug auf die Erreichung der Klimaziele 
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Begriffsdefinitionen 

Im Folgenden ist ein Vorschlag für die Definition von relevanten Begriffen darge-

stellt, die im Zusammenhang mit dem Wiener Klimabudget verwendet werden: 

Klima-Mainstreaming ist die (Re-)Organisation, Verbesserung, Entwicklung und 

Evaluierung von Prozessen in Politik und Verwaltung, mit dem Ziel, dass bei allen 

Entscheidungen, Projekten und Vorhaben der Klimaschutz entsprechend seiner po-

litischen Bedeutung berücksichtigt werden soll. 

Klima-Mainstreaming der Stadtfinanzen heißt, dass Klimaschutz in der Gestaltung 

der Stadtfinanzen entsprechend seiner politischen Bedeutung berücksichtigt wird. 

Die Klimabudgetierung ist ein (zentraler) Teil davon. 

Klima-Budgetierung ist jener Prozess, der sicherstellt, dass Klimaschutz bei der Er-

stellung des Voranschlags angemessen berücksichtigt wird. Was unter „angemes-

sen“ zu verstehen ist, resultiert aus den gewählten Gestaltungsoptionen für die 

Klima-Budgetierung. Aus Sicht des Klimaschutzes müsste angemessen jedenfalls 

heißen, dass durch die Klima-Budgetierung die Zielerreichung und Einhaltung der 

Klimaschutz-Vorgaben der Stadt sichergestellt werden soll. 

Das Klimabudget ist das Resultat der Klimabudgetierung. Kern des Klimabudgets ist 

der Klimaschutz-Maßnahmenplan, der die Klimaschutz-Vorhaben, die in den Ansät-

zen des Voranschlags budgetiert sind und die geplanten klimapolitischen Instru-

mente zusammenfassend darstellt.  

In dieser Konzeption ist das Klima-Budget KEIN separates Budget für Klimaschutz-

Maßnahmen, sondern integrierter Teil des jährlichen Voranschlags. 

Das Treibhausgas-Budget (THG-Budget) ist ein Teil des Klimabudgets.  

Das Treibhausgas-Budget ist die Gesamtmenge der noch zulässigen Treibhausgas-

Emissionen der Stadt. Zusammen mit den festgelegten Klimaschutzzielen definiert 

das THG-Budget die Vorgaben für das Klimabudget.  

Die Festlegung bedarf eines politischen Beschlusses.  

Es sollte auf den klimaphysikalischen Erkenntnissen zum Klimawandel basieren und 

aus dem weltweiten und den darauf basierenden nationalen THG-Budgets abgelei-

tet werden (siehe „Das lokale Treibhausgas-Budget als Eckpfeiler eines städtischen 

Klimabudgets“, Seite 21).  
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Maßnahmen und Vorhaben der Stadt  

Wird von Maßnahmen und Vorhaben der Stadt im Kontext des Klimabudgets ge-

sprochen, hat sich gezeigt, dass oft unklar ist, welche damit gemeint sind. 

Einerseits geht es um Maßnahmen und Vorhaben im eigenen Wirkungsbereich 

der Stadt. Der eigene Wirkungsbereich umfasst den Betrieb der städtischen Einrich-

tungen und Infrastruktur, für die die die Stadtverwaltung und -politik, die Bezirks-

verwaltungen und -politik6 oder städtische und stadtnahe Organisationen und Un-

ternehmungen7 zuständig sind. 

Für die Konzeption des Klimabudgets ist es sinnvoll bei den Maßnahmen im eige-

nen Wirkungsbereich zu unterscheiden zwischen: 

◼ Vorhaben, die primär dem Klimaschutz dienen und auf die Reduktion der 

THG-Emissionen abzielen (z.B. thermische Sanierung der öffentlichen Ge-

bäude) 

◼ Vorhaben, die (auch) zu verringerten THG-Emissionen führen (sollten)  

(z.B. Neubau einer Einrichtung, die eine alte ersetzt) 

◼ Vorhaben, die die THG-Emissionen erhöhen (z.B. THG-Erhöhung bei einem 

Neubau einer zusätzlichen Einrichtung zumindest in der Errichtungsphase) 

Klima- und umweltpolitische Instrumente der Stadt zielen darauf ab, die Aktivitä-

ten und Vorhaben der Bevölkerung und der Wirtschaftstreibenden entsprechend 

zu beeinflussen und umfassen: 

◼ Planungsrechtliche Instrumente  

(Stadtplanung, Energieraumplanung, …) 

◼ Ordnungspolitische Instrumente  

(Verbote und Gebote, Vorgaben, Anmelde-, Auskunfts-, Anzeigepflicht, …) 

◼ Fiskalische Instrumente  

(Abgaben und Gebühren, Subventionen und Förderungen, Investitionen …) 

◼ Informelle (verhaltenssteuernde) Instrumente  

(Selbstverpflichtungen, Kooperationsvereinbarungen, Absprachen,  

Bewusstseinsbildung, Information, Beratung, Schulung, …) 

Mit Ausnahme von Subventionen und Förderungen verursachen Vorhaben, die sich 

aus diesem Instrumentenkoffer bedienen, oft nur geringe finanzielle Kosten für die 

Stadt. Um die notwendige Akzeptanz bei den Betroffenen zu erzielen und mögliche 

negative Reaktionen in der Bevölkerung und bei der Wirtschaft zu minimieren, 

müssen sie aber argumentativ und kommunikativ gut vorbereitet und umgesetzt, 

die Nutzenaspekte möglichst vielfältig herausgearbeitet und dargestellt werden. Je 

weniger negative Reaktionen und Widerstände zu erwarten sind, umso höher ist in 

der Regel auch die die Akzeptanz bei den politischen Entscheidungsträgern.  

 

6 Die Integration der Bezirke in die Klimabudgetierung ist konzeptionell relativ einfach mög-

lich, falls die erforderlichen Ressourcen für die Koordination und Umsetzungsunterstützung 

der Bezirke bereitgestellt werden.  

7 Städtische und stadtnahe Organisationen wie z.B. Wiener Wohnen, Gesundheitsverbund 

oder die Wiener Stadtwerke spielen aus Klimaschutzsicht eine bedeutende Rolle. Sie werden 

nur teilweise direkt aus Budgetmitteln finanziert. Klimaschutzmaßnahmen dieser Organisati-

onen könnten aber trotzdem ins Klimabudget einbezogen werden. 
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Elemente des Wiener Klimabudgets 

Das Wiener Klimabudget könnte folgende Elemente umfassen:  

◼ Klimabudget-Vorgaben basierend auf den strategischen Klimaschutz-Zie-

len der Stadt und auf dem noch zu definierenden Treibhausgas-Budget. 

Aus dem THG-Gesamtbudget der Stadt könnte jeweils ein THG-Budget für 

den wirtschaftlichen Planungszeitraum (z.B. 3-5 Jahre = Finanzrahmen der 

Stadt) und damit die (jährlichen) Obergrenze an Treibhausgasemissionen 

in dieser Periode festlegt werden. Dieses „Tonnen-Budget“ dient als 

Benchmark für die Maßnahmenplanung und die Umsetzungsevaluierung. 

◼ Klimabudget-Bericht mit aktuellen Daten und Informationen zum Klima-

schutz in der Stadt, der eine Beurteilung des aktuellen Status erlaubt.  

◼ Klimabudget-Maßnahmenplan mit allen geplanten Klimaschutz-Vorhaben 

für das Budgetjahr bzw. für den wirtschaftlichen Planungszeitraum. Die 

Vorhaben sind die Maßnahmen im eigenen Wirkungsbereich, die über die 

jeweiligen Budgetansätze im Voranschlag verankert sind und die klimapoli-

tischen Instrumente (ordnungspolitisch, strategisch, organisatorisch).  

Für die Vorhaben im Maßnahmenplan sollten jedenfalls folgende Kriterien 

angeführt werden: Klimawirkungen (THG-Reduktion, Wirkungszeitraum)8, 

Verantwortlichkeiten und Zeitraum für die Umsetzung, budgetierte Kosten 

(„Euro-Budget“) bzw. Einsparungen/Einnahmen.  

◼ Klimabudget-Wirkungsmonitoring bewertet auf Basis der Berechnungen 

für die einzelnen Maßnahmen und Instrumente zusammenfassend die vo-

raussichtlichen Klimawirkungen der Vorhaben insgesamt (Reduktion der 

Treibhausgasemissionen) und stellt dar, ob damit die Vorgaben erreichbar 

sind bzw. wie weit die Soll-Ist-Werte auseinanderliegen9. Es ist damit 

Grundlage für die Entwicklung weiterer Klimaschutz-Vorhaben, falls der 

Soll-/Ist-Vergleich zeigt, dass die geplanten Maßnahmen nicht ausreichen, 

um das THG-Budget einzuhalten. 

◼ Klimabudget-Umsetzungsevaluierung als Äquivalent zum „Rechnungsab-

schluss“ bewertet die Umsetzung des Klimabudgets des Vorjahres anhand 

einer Abweichungsanalyse und bestimmt die Konsequenzen für das Treib-

hausgasbudget. Sie ist damit ein wichtiger Input für die aktuelle Klima-

budgetierung.  

Festzulegen wäre, ob bzw. in welcher Form Maßnahmen zur Klimawandel-Anpas-

sung im Klimabudget erfasst werden sollen. Eine Auflistung wäre einfach möglich. 

Für ein Wirkungs-Monitoring wie oben beschrieben fehlen aber bis dato entspre-

chende Vorgaben, die mit jenem zum Klimaschutz vergleichbar sind.  

 

8 Ob weitere Wirkungen (ökologisch, sozial, ökonomisch) und Zusatznutzen („co-benefits“) 
im Rahmen des Klimabudgets berücksichtigt werden können, wie das im Gemeinderatsbe-

schluss vorgegeben ist, hängt sehr stark von den verfügbaren Ressourcen für die Klimabud-

geterstellung ab. Und es erhöht die Komplexität deutlich. Daher liegt der konzeptionelle Fo-

kus vorerst auf den Klima-Wirkungen. 

9 Zur möglichen Methodik für das Wirkungsmonitoring siehe Klimabudget Oslo „Berechnung 

der Emissionsminderungseffekte der Maßnahmen“, Seite 36. 
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Abbildung 22:Elemente des Wiener Klimabudgets 

Betrachtungszeiträume 

Seit 2016 ist neben dem Voranschlag für das kommende Jahr (t) ein Finanzrahmen 

für die Jahre t+1 bis t+5 zu erstellen und vom Gemeinderat festzustellen. Mit diesem 

Beschluss gelten die Budgetsalden für die Jahre t+1 bis t+2 als verbindlich festgelegt. 

Die Werte t+3 bis t+5 stellen Planungsvorschauen dar.  

Das Treibhausgas-Budget bzw. die Reduktionsziele als Vorgabe für das Klimabudget 

und die Klimabudget-Maßnahmenplan enthaltenen Vorhaben sollten sich an die-

sen Finanzplanungszeiträumen orientieren. Das THG-Budget könnte in entspre-

chende Einheiten aufgeteilt werden, der Maßnahmenplan jene Vorhaben enthal-

ten, die in den kommenden drei Jahren starten bzw. schon laufen. 

Maßnahmenauswahl und -bewertung 

Kernelement des Klimabudgets ist der Maßnahmenplan, der so gestaltet sein sollte, 

dass bei planmäßiger Umsetzung die Stadt mit dem beschlossenen THG-Budget 

auskommt („Nulldefizit beim Klimabudget“) bzw. die definierten Reduktionsziele 

erreicht. 

Die Herausforderung hier ist zu definieren, wie die Vorschläge für Vorhaben entwi-

ckelt und in der Folge jene ausgewählt werden, die in den Klimabudget-Maßnah-

menplan aufgenommen werden und was von diesem Prozess Teil der eigentlichen 

Klimabudgetierung ist und was in anderen Prozessen passiert, etwa den vielen, 

meist längerfristig ausgerichteten, fachspezifischen Planungsprozessen in den ein-

zelnen Geschäftsgruppen und Dienststellen. 
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Wichtige Quelle für die Maßnahmenauswahl sind die verschiedenen städtischen 

Strategien, Programme, Konzepte und Pläne für die Stadt, die Handlungsfelder defi-

nieren und oft auch konkrete Maßnahmenvorschläge umfassen. Dazu kommen die 

aktuellen Vorhaben der einzelnen Dienststellen. Ebenso könnten Maßnahmen aus 

den Bezirksbudgets im Klimabudget-Maßnahmenplan aufgenommen werden. Das 

gleich gilt für die städtischen und stadtnahen Organisationen und Unternehmun-

gen, deren geplante Klimaschutzmaßnahmen etwa in einer eigenen Tabelle gelistet 

werden können. Maßnahmen zur Klimawandel-Anpassung könnten wie erwähnt 

ebenfalls Teil des Klimabudget-Maßnahmenplans sein. 

Prozessual gedacht könnte ein Klimaschutz-Roadmapping die Verbindung zwischen 

Zielen, Handlungs- und Maßnahmenvorschlägen aus den längerfristigen Strategien 

und Programmen (allen voran der Smart City Rahmenstrategie) und dem Klima-

budget schaffen. Das Roadmapping wäre der Klimabudgetierung vorgelagert. Es 

könnte die verschiedenen Themenfelder und die Vorhaben der Fachbereiche integ-

rieren, wichtige Vorhaben bereits vorab bewerten und Priorisierungen vornehmen. 

Damit könnte die finale Maßnahmenauswahl für das Klimabudget deutlich fokus-

sierter erfolgen. Denkbar wäre auch neue Formen, etwa Co-Creation Labs zur 

Ideen- und Maßnahmenentwicklung mit ExpertInnen und BürgerInnen oder die 

Bündelung von Forschungsbudgets für diese Zwecke. 

 

Abbildung 23: Maßnahmenauswahl für das Klimabudget 
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Grundsätzlich sollten alle Vorhaben, die in den Maßnahmenplan aufgenommen 

werden, bewertet und wenn möglich die Klima-Wirkungen10 (Reduktion der THG-

Emissionen) quantifiziert werden. Allerdings wird letzteres nicht für alle Vorhaben 

möglich sein, die ins Klimabudget aufgenommen werden sollten. Daher sollte der 

Klimabudget-Maßnahmenplan umfassen: 

◼ Quantifizierte Klimaschutz-Maßnahmen und Instrumente sind jene, bei 

denen sich die voraussichtliche Reduktion der Treibhausgas-Emissionen 

konkret in Tonnen CO2-Äquivalent beziffern lässt. 

◼ Nicht quantifizierte Klimaschutz-Maßnahmen und Instrumente sind jene, 

die voraussichtlich zur Reduktion der Treibhausgas-Emissionen führen, 

aber nicht bzw. nicht in ausreichender Qualität quantifiziert werden kön-

nen, etwa aufgrund von nichtverfügbaren Daten und Informationen, Unsi-

cherheiten hinsichtlich Ausmaß und Wirkungszeitpunkt, fehlender metho-

discher oder technischer Grundlagen. Nicht quantifizierbar heißt aber 

nicht weniger wichtig oder wirksam. Nichtquantifizierte Maßnahmen kön-

nen real zu höheren Emissionsminderungen führen als einige der quantifi-

zierten Maßnahmen. 

◼ Vorbereitende und unterstützende Klimaschutz-Maßnahmen sind jene, 

die den Klimaschutz in der Stadt stärken und die Grundlagen für weitere 

Emissionsminderungen schaffen. Zu den Maßnahmen in dieser Kategorie 

zählen u.a. Information, Kommunikation, Mobilisierung, Studien, Planun-

gen und Pilotprojekte. 

 

Abbildung 24: Klimabudget-Maßnahmenplan mit beispielhaften Vorhaben 

  

 

10 Auf der Ebene der Maßnahmen wäre es jedenfalls sinnvoll und notwendig, nicht nur eine 

produktionsbasierte, sondern auch eine konsumbasierte Bewertung (Scope 1-3) der Klima-

wirkungen vorzunehmen. Nur so kann die Investitionsphase von Projekten sinnvoll bewer-

tete werden, siehe dazu das Kapitel Bewertungszugänge. 
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Klima-Check: Bewertung neuer Vorhaben 

Neben den Klimaschutz-Maßnahmen, die ja dazu führen sollen, dass die Treibhaus-

gas-Emissionen sinken, gilt es, auch jene Vorhaben zu identifizieren und zu bewer-

ten, die dazu führen, dass die Treibhausgas-Emissionen (signifikant) steigen. 

Neue Vorhaben11 sollten daher einen „Klima-Check“ durchlaufen. Das betrifft alle 

Projekte und Maßnahmen im eigenen Wirkungsbereich wie auch alle geplanten 

politischen Instrumente, etwa neue gesetzliche Regelungen, Förderungen und Ab-

gaben, wie das auch im aktuellen Regierungsprogramm der Bundesregierung12 vor-

gesehen ist. Die Ergebnisse der Klimachecks können im Klimabudget-Bericht darge-

stellt werden. 

Mit dem Klima-Check könnten die Klima-Auswirkungen von Vorhaben fundiert dar-

gestellt werden und damit 

◼ in die Entscheidungsfindung über deren Realisierung bewusst berücksich-

tigt werden, 

◼ Anstoß geben, das Vorhaben so zu verändern, dass dessen Klimaauswir-

kungen optimiert werden, 

◼ deren Auswirkungen auf das Treibhausgas-Budget der Stadt durch die po-

tenzielle Erhöhung der THG-Emissionen abgeschätzt werden. 

Insbesondere für Investitionsvorhaben ist es wichtig, dass die der Klima-Check 

schon sehr früh, bei der Bedarfsermittlung bzw. der Planung, mitgedacht und dann 

auch durchgeführt wird. Beispielsweise könnte im Erlass MD BD-373293/2014 

„Phasenfreigabe und Abschluss von Bauprojekten“ verankert werden, dass dem 
Ersuchen auch die Ergebnisse des Klimachecks anzuschließen sind. 

Der Klima-Check sollte stufenweise aufgebaut sein, damit eine detailliertere Be-

wertung nur für jene Projekte durchgeführte wird, bei denen wesentliche Klimaaus-

wirkungen zu erwarten sind und damit keinen unnötigen Aufwand in der Projekt-

planung entsteht. 

Schritt 1 - Betroffenheit: Im ersten Schritt wäre festzustellen, ob durch das 

Vorhaben nicht vernachlässigbare Auswirkungen auf das Klima zu erwarten 

sind und zwar sowohl positiv als auch negativ13.  

Schritt 2 -Wesentlichkeit: Im nächsten Schritt wäre festzustellen, ob die 

Klima-Auswirkungen erheblich sind oder nicht. Dies erfolgt anhand eines 

festgelegten Wesentlichkeitskriteriums, z.B.: „Änderung der Treibhausgas-

emissionen durch das Vorhaben ist größer als x t CO2-Äquivalent pro Jahr“.  

 

11 Festzulegen ist, ab wann die Ausweitung bestehender Aktivitäten und Instrumente eben-

falls als zu bewertenden Vorhaben eingestuft wird. 

12 Methodischen Input dafür könnte etwa die „Wirkungsorientierte Folgenabschätzung“ für 
den Umweltbereich aus der Bundesverwaltung liefern. 

13 Dies wird vermutlich häufig der Fall sein. Denn die Herstellung von Gütern und Materia-

lien, der Betrieb von Anlagen und Gebäuden, viele Tätigkeiten aller Art verbrauchen Energie 

und dies verursacht in der Regel Treibhausgasemissionen. 
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Dazu müssen vorab die THG-Emissionen durch das Vorhaben abgeschätzt 

werden, was, je nach zu betrachtenden Systemgrenzen und Komplexität des 

Vorhabens, bereits durchaus anspruchsvoll sein kann. 

Handelt es sich um ein Vorhaben mit wesentlichen Klima-Auswirkungen, 

werden diese nachfolgend detaillierter analysiert und bewertet 

Um die Verbindlichkeit des Klima-Checks zu erhöhen, könnte die Budgetfreigabe 

für ein Vorhaben an die ordnungsgemäße Durchführung des Klimachecks geknüpft 

werden. Oder es werden Anreize geschaffen, um das Bewusstsein und die Motiva-

tion für die Optimierung der Klimaauswirkungen zur erhöhen, etwa durch zusätzli-

che Budgetmittel für besonders klimaoptimierte Projekte. 

 

Abbildung 25: Stufenweiser Aufbau des Klimachecks 

Die Entscheidung, ob bestimmte Vorhaben umgesetzt werden, hängt natürlich 

nicht nur von den klimapolitischen Zielen und Vorgaben ab. Mit der Realisierung 

von Vorhaben werden oftmals (auch) andere Ziele verfolgt: z.B. soziale Ziele, Be-

schäftigungsziele, Gleichstellungsziele, kommunale Daseinsfürsorge. Das kann zu 

Zielkonflikten mit dem Klimaschutz führen – aber auch zu Synergieeffekten. Der 

Klima-Check dient dazu, die Klimaauswirkungen von Vorhaben qualifiziert, weil 

möglichst auch quantifiziert, zu bewerten und damit diesen Aspekt als Teil der Ent-

scheidungsgrundlage bereitzustellen. Die Gewichtung der verschiedenen positiven 

und negativen Aspekte in der Entscheidungsfindung ist letztlich eine politische Ent-

scheidung. 
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Treibhausgas-Budget für Wien 

Für die Auswahl und Priorisierung der Vorhaben, die in das Klimabudget aufgenom-

men werden sollen, braucht es klare Vorgaben. Diese sollten jedenfalls auf den Zie-

len zur Reduktion der Treibhaus-Emissionen basieren, wie sie derzeit etwa in der 

Smart City Rahmenstrategie14 festgeschrieben sind.  

Wie im Kapitel „Das Treibhausgas-Budget“ (siehe Seite 13) dargestellt, reichen sol-

che mittel- bis langfristigen Reduktions-Ziele zur Erreichung der Paris-Ziele allein 

aber nicht aus. Denn sie treffen keine verbindlichen Aussagen zu den Emissions-

mengen, die bis zum Zielpunkt zulässig sind15.  

Daher sollte ein städtisches Treibhausgas-Budget für Wien erstellt und beschlossen 

werden, dass die Gesamtmenge der noch zulässigen Treibhausgas-Emissionen der 

Stadt in definierten Zeiträumen festlegt.  

Das Treibhausgas-„Budget“ entspricht auch sehr gut der Finanzlogik des Klima-

budgets. Es definiert die Habenseite und gibt vor, wieviel an Treibhausgas-Emissi-

onen maximal „ausgegeben“ werden dürfen, damit ein „Null-Defizit“ beim Klima-
schutz erreicht wird. „Profit“ oder „Defizit“ im „Jahresabschluss“ erhöhen oder 

reduzieren das THG-Budget der Folgeperiode.  

Für Österreich hat das Wegener Center an der Uni Graz erstmals aus dem globalen 

ein nationales Treibhaus-Budget abgeleitet (Meyer und Steininger 2017). Je nach 

Methodik ergibt sich beispielsweise ein THG-Budget für Österreich in der Höhe 

von 1.000 Mio t CO2äqu für den Zeitraum 2017 bis 2050.  

Wird dieses gemäß dem Bevölkerungsanteil (zum 31.12.2018) auf Wien umgelegt, 

ergibt das ein städtisches Treibhausgas-Budget für die konsumbilanzierten Emissio-

nen von 215 Mio t CO2äqu für 2017 bis 2050.  

Für die produktionsbasierten Emissionen (mit Emissionshandel) kann daraus ein 

Treibhausgasbudget von 90 Mio t CO2äqu abgeleitet werden, wenn man nähe-

rungsweise das Verhältnis zwischen konsum- und produktionsbilanzierten Emissio-

nen unterstellt, welches für die Stadt Graz ermittelt wurde (Pichler und Steininger 

2019) (mehr dazu siehe Seite 29). 

Treibhausgas-Budgets für Wien (2017-2050) 
abgeleitet aus nationalem Budget gemäß Bevölkerungsanteil 

 Konsumbasiert:  215 Mio. t CO2äqu 

 Produktionsbasiert:  90 Mio. t CO2äqu 

 (MIT Emissionshandel)  

Bleiben die THG-Emissionen in Wien auf derzeitigem Niveau16, wäre das produkti-

onsbasierte THG-Budget bereits 2028 aufgebraucht.  

 

14 Wien senkt die lokalen Treibhausgasemissionen pro Kopf um 50 Prozent bis 2030 und um 

85 Prozent bis 2050 gegenüber dem Basisjahr 2005. 

15 Zur vereinbarten Beschränkung der Temperaturerhöhung auf 1,5/2° darf nur eine limi-

tierte Menge an Treibhausgasen in die Atmosphäre gelangen. 

16 Bundesländer-Schadstoffinventur, 2nd estimate 
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SCWR Treibhausgas-Budget 

Zum Vergleich: Das in der Smart City Rahmenstrategie aktuell verankerte THG-Re-

duktionsziel für 2030 und 2050 basiert auf den Pro-Kopf-Emissionen in Wien (= pro-

duktionsbasiert) OHNE Emissionshandel (=Scope 1). Der im Zuge der Zieldefinition 

für die SCW Rahmenstrategie ermittelte, lineare Zielpfad 2017-2005 – der nicht 

verbindlich beschlossen ist – würde ein Treibhausgas-Budget von knapp 108 Mio t 

CO2äqu ergeben (Cerveny 2019), OHNE die THG-Emissionen aus dem Emissionshan-

delsbereich, die in Wien ausschließlich aus der Energieerzeugung stammen und 

knapp 30 Prozent17 der Wiener THG-Emissionen ausmachen18. 

 

Abbildung 26: Das Wiener „SCWR Treibhausgasbudget“: Angenommene Treibhausgas-Emissionen in Wien  

gesamt in Tonnen, gemäß linearem SCWR-Zielpfad, produktionsbasiert, OHNE Emissionshandel/Energieerzeugung 

Das im Zuge der SCW Rahmenstrategie ermittelte „SCWR Treibhausgasbudget“ 

kann aber jedenfalls als Ausgangspunkt für das Klimabudget dienen und zusammen 

mit den Reduktionszielen der SCW Rahmenstrategie in der Folge entsprechend der 

internationalen wissenschaftlichen Erkenntnisse weiterentwickelt und verschärft 

werden: 

◼ aus globalem und nationalem Budget ableiten 

◼ Emissionshandel integrieren 

◼ konsumbasierte Betrachtung entwickeln19. 

Aus den Gesamtbudget 2017-2050 lassen sich Treibhausgas-Budgets für die Finanz-

planungsperiode ableiten, die dann die detaillierten Vorgaben für das jeweilige 

Klimabudget bilden (siehe Abbildung 27, Seite 62). 

 

17 UBA Bundesländer-Schadstoffinventur, second estimate 

18 Zudem gehen die SCWR Berechnung davon aus, dass nach 2050 noch 5-19 Mio. t CO2äqu 

zur Verfügung stehen. Das ist im Lichte der internationalen Vereinbarungen unwahrschein-

lich, da ein allfälliges Restbudget nach 2050 sehr wahrscheinlich den Entwicklungsländern 

zugesprochen wird. 

19 Dies ließe sich methodisch gut mit der ohnehin geplanten Ermittlung des konsumbasierten 

Material-Fußabdruckes kombinieren, der als Indikator für das entsprechende SCWR Ziel 

(Wien senkt seinen konsumbasierten Material-Fußabdruck pro Kopf um 30% bis 2030 und 

um 50% bis 2050) notwendig ist.  
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Abbildung 27: Ableitung von Treibhausgasbudgets für die  

Finanzplanungsperiode am Beispiel des SCWR Treibhausgasbudget 

 

Abbildung 28: THG-Emissionen von Wien in 2016 (Zuordnung gemäß SCWR).  

Grau dargestellte Anteile werden in der SCWR nicht erfasst (Quelle: UIV Energy Center). 

Kohlenstoff-Senken 

In einem Wiener Treibhausgas-Budget zu berücksichtigen wäre, dass Wien durch 

den hohen Grünanteil von 50 Prozent über CO2 Senken verfügt, darunter: 

◼ Die 8.000 ha Waldfläche auf dem Wiener Stadtgebiet nimmt im Jahr rund 

100.000 Tonnen CO2 auf (MA 49) 

◼ In den Park- und Gartenanlagen im gesamten Stadtgebiet gibt es rund 

500.000 Bäume, die bis zu 6.500 Tonnen CO2 pro Jahr binden (MA 42). 

Eine umfassende Bestandsaufnahme und Bilanzierung der CO2 Bindung durch die 

Pflanzen im Stadtgebiet wäre (auch) aus Sicht des Treibhausgasbudgets interes-

sant. Die durch die Pflanzen jährlich aufgenommen CO2 Menge wäre als Gutschrift 

zu verbuchen. 
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Organisatorische Verankerung - Governance 

Für eine wirksame Umsetzung der Klimabudgetierung ist eine fundierte organisa-

torische Verankerung von großer Bedeutung.  

Denn die Einführung eines Wiener Klimabudgets ist ein ambitioniertes Vorhaben, 

wenn es einen klaren Mehrwert für den Klimaschutz in Wien liefern soll. Klare Ab-

läufe, Strukturen und Verantwortlichkeiten sind ebenso wichtig wie die Bereitstel-

lung der notwendigen Ressourcen. Die organisatorische Verankerung der Klima-

budgetierung könnte sich an folgenden Prinzipien orientieren: 

◼ Zielorientierung: Entwicklung und Auswahl von Klimaschutz-Vorhaben 

sind darauf ausgerichtet, die Klimaschutz-Vorgaben zu erfüllen. 

◼ Ergebnisverantwortung für die Umsetzung von Klimaschutz-Maßnahmen 

tragen die Führungskräfte der Dienststellen, die dafür im Klimabudget-

Maßnahmenplan benannt sind. 

◼ Transparenz insbesondere hinsichtlich der Vorhabensbewertung, der 

Maßnahmenauswahl und der jeweils beteiligten Akteure, schafft Akzep-

tanz und Vertrauen, besonders in der Startphase der Klimabudgetierung. 

◼ Zusammenarbeit und Integration der Einzelaktivitäten statt bloßer Koor-

dination, bereichs- und themenübergreifend, von den Zielsetzungen bis 

zur Umsetzung. 

Nachfolgend sind Elemente der organisatorischen Verankerung im Magistrat be-

schrieben. Werden die Bezirke und städtische und stadtnahe Organisationen einbe-

zogen, wäre diese entsprechend zu erweitern. 

Politische und administrative Gesamtverantwortung 

Politisch hat der Gemeinderat durch den entsprechenden Beschluss die Erstellung 

eines Klimabudgets initiiert. Damit ist der Gemeinderat der politische Auftraggeber 

für das Klimabudget. Er wäre mit dem Klimabudget auch jährlich im Rahmen der 

Budgetdebatten im Finanzausschuss und im Gemeinderat befasst und beschließt 

jährlich durch die „Feststellung“ des Voranschlags auch das Klimabudget.  

Die politische Gesamtverantwortung für die Erstellung des Klimabudgets sollten 

die amtsführenden Stadträte tragen. Sie müssten daher auch für die Mitwirkung 

an der Klimabudgetierung in ihren Geschäftsbereichen sorgen. 

Die administrative Gesamtverantwortung im Magistrat ist für die Klimabudgetie-

rung noch festzulegen. Falls diese mit jener der Finanz-Budgetierung eng ver-

schränkt werden soll, könnte diese beispielsweise beim Finanzdirektor (Leiter 

MA 5) liegen.  
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Aufbauorganisation 

Um sicherzustellen, dass alle notwendigen Aktivitäten im Rahmen der Klimabudge-

tierung (siehe Budgetzyklus) durchgeführt werden, sollten jedenfalls die entspre-

chenden Verantwortlichkeiten, Befugnisse und Aufgaben in der Aufbauorganisation 

des Magistrats klar definiert werden. 

Zur ernsthaften Umsetzung des Klimabudgets braucht es ausreichende interne Per-

sonalressourcen, die - zumindest zu einem erheblichen Teil – in einer Klimabudget-

Koordinationsstelle an geeigneter Stelle im Magistrat angesiedelt werden könnte. 

Die Aufgaben der Klimabudget-Koordinationsstelle sollten umfassen: 

◼ Zentrale Koordination und Vernetzung 

◼ Unterstützung der Dienststellen  

◼ Vorhabens-Bewertung 

◼ Datensammlung und -auswertung  

◼ Betreuung des Budgetierungsprozesses  

◼ Berichterstattung 

◼ Monitoring & Umsetzungskontrolle 

Insbesondere Monitoring und Evaluierung sollten integrierter Bestandteil des 

Klimabudgetierungs-Prozesses sein. Die Maßnahmenauswahl sollte laufend im Hin-

blick auf die Zielvorgaben untersucht und bewertet werden; die Umsetzung des 

Maßnahmenplans für das Vorjahr zu Beginn des Folgejahres. Die Ergebnisse kön-

nen dann in der Budgetierungsphase genutzt werden. Monitoring und Evaluierung 

wären Aufgabe der Klimabudget-Koordinationsstelle, wo sinnvoll unterstützt durch 

externe ExpertInnen. 

Die Koordinationsstelle sollte die anderen Dienststellen bei der Bewertung von Vor-

haben unterstützen, deren Bewertungen aber auch im Sinne einer Qualitätskon-

trolle überprüfen. Inhaltlich sollte sie in enger Abstimmung mit den für den Klima-

schutz besonders relevanten Dienststellen agieren. Die MitarbeiterInnen der Koor-

dinationsstelle sollten ExpertInnen mit den erforderlichen Kompetenzen und 

Kenntnissen für die skizzierten Aufgaben sein. 

In den einzelnen Dienststellen könnte die aktive Mitwirkung an der Klimabudgetie-

rung als Teil der Führungsverantwortung der Dienststellenleitung verankert wer-

den. Das umfasst sowohl die Vorhabensbewertung (Klimacheck) als auch die Um-

setzung von Vorhaben, wenn dies im Klimabudget-Maßnahmenplan entsprechend 

festgelegt wurde. Zu der Unterstützung der Dienstellenleitung könnte von dieser 

eine konkrete Ansprechperson bestimmt werden, die eng mit der Klimabudget-

Koordinationsstelle kooperiert. 

Der Stadtrechnungshof könnte (und wird vermutlich) im Rahmen seiner Kontrolltä-

tigkeit auch die planmäßige Umsetzung und die Wirksamkeit der Klimabudgetie-

rung überwachen. 
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Abbildung 29: Elemente der Aufbauorganisation für das Klimabudget 

Ressourcen für die Klimabudgetierung  

Eine fundierte Klimabudgetierung für das gesamte Magistrat der Stadt Wien 

braucht die entsprechenden Ressourcen. Das betrifft insbesondere die Personal-

ressourcen zum Aufbau einer Klimabudget-Koordinationsstelle, die die vielfältigen 

magistratsübergreifenden Aufgaben wahrnehmen kann. Da für einen Teil der Auf-

gaben externe Unterstützung sinnvoll sein kann, sind dafür entsprechende Finanz-

mittel notwendig. In den Dienststellen wären entsprechende Zeitbudgets für Mitar-

beiterInnen bereitzustellen, die Aufgaben in der Klimabudgetierung wahrnehmen. 

Wichtig für viele Bereiche des Klimabudgets ist die Verfügbarkeit von aktuellen und 

umfassenden Daten und Informationen. Dafür sollten geeignete IKT-Werkzeuge 

zur Verfügung gestellt werden, etwa: Datenbank-System und Dashboards. 

Partizipation in der Klimabudgetierung 

In der Smart City Wien Rahmenstrategie ist die Partizipation der Bürgerinnen und 

Bürger an der Gestaltung der Stadt eines der zwölf Zielbereiche. Eines der darin 

verankerten Ziele lautet: „Wien entwickelt und nutzt verschiedene Möglichkeiten 

der Beteiligung bei der Budgetierung und Verwendung von öffentlichen Mitteln.“ 

Es wäre daher zu überlegen, ob und in welcher Form die Klimabudgetierung zur 

Erreichung dieser bereits akkordierten Zielvorgabe aus der SCWR beitragen kann 

und soll. Dafür spricht, dass Klimaschutz derzeit eine hohe öffentliche Aufmerksam-

keit genießt, hier eine kollektive Gestaltung wichtig wäre und das Klimabudget als 

neues Instrument in der weiteren Ausgestaltung noch offen ist.  

Die Verankerung von partizipativen Elementen bei der Klimabudgetierung könnte 

unter anderem das Klimaschutz-Bewusstsein durch aktive Involvierung stärken, so-

ziale Innovationen unterstützen und neue Ideen generieren, an die vorher nicht 

gedacht wurde. Soziale und lokale Netzwerke könnten gestärkt werden und neue 

Umsetzungspartnerschaften entstehen. Die aktive Beteiligung sorgt für Transpa-

renz und stärkt dadurch das politische Vertrauen in gemeinsam getroffene Ent-

scheidungen.  
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Dabei geht es vor allem um zwei Bereiche: 

◼ die Bereitstellung von Budgetmitteln für partizipative Klimaschutzmaß-

nahmen (und Klimawandelanpassung), die von Bürgerinnen und Bürgern 

vorgeschlagen, geplant und umgesetzt werden, als eigenen Budgetansatz 

im Sinne eines partizipativen Budgets20 und 

◼ die Partizipation im Rahmen der Klimabudgetierung im Sinne der Bürge-

rInnen-Haushalte21. 

Der erste Bereich, ein eigener Budgetansatz für BürgerInnen-Projekte im Klima-

schutz (Klimawandelanpassung), dürfte in der praktischen Umsetzung leichter zu 

bewerkstelligen sein und könnte daher der Startpunkt sein. Dazu wären die Höhe 

der verfügbaren Mittel und deren Verankerung (Stadt- oder Bezirksbudget) festzu-

legen. Danach könnten die Spielregeln entwickelt und festgelegt werden, u.a. zu 

Aufruf, Einreichen, Auswahl, Abstimmen, Umsetzung, Vorgaben zu z.B. Themen, 

Wirksamkeit, Reproduzierbarkeit, Skalierbarkeit. Die dabei entwickelten und ausge-

wählten Klimaschutz-Maßnahmen könnten auch in den Klimabudget-Maßnahmen-

plan aufgenommen werden, um klarzustellen, dass diese nicht minder bedeutsam 

sind als andere. 

Da die Abläufe für die Klimabudgetierung insgesamt weder vollständig definiert 

noch erprobt sind, scheint es empfehlenswert, eine BürgerInnen-Beteiligung in die-

sem Bereich erst später zu realisieren, um die Komplexität zu reduzieren. Wenn sie 

gewünscht wird, sollte sie aber von Beginn an zumindest konzeptionell mitgedacht 

werden.  

Im Sinne einer enger gefassten Partizipation gilt es, die Frage zu klären, welche Sta-

keholder außerhalb der Stadtverwaltung bei der Klimabudgetierung in welcher 

Form mitwirken sollten.  

  

 

20 Partizipative Budget bedeutet die Bereitstellung von Budgetmittel auf lokaler Ebene in 

Verbindung mit einem Aufruf, bei dem Bürgerinnen und Bürgern eingeladen werden, Ideen 

und Projekte vorzuschlagen, gemeinsam weiter zu entwickeln und umzusetzen. Ein partizipa-

tiv gestalteter Prozess inkl. paritätisch besetzter Gremienstruktur entscheidet über die 

Vergabe der Mittel. Im Sinne des Haushaltsplans erfolgt die Bereitstellung der Mittel inkl. 

Prozesskosten über einen eigenen Budgetansatz. 

21 Bei Bürgerinnen- und Bürgerhaushalten können die Bürgerinnen und Bürger – in der Regel 

auf Stadt- oder Bezirksebene – bei definierten Teilen des öffentlichen Haushalts mitgestal-

ten, indem sie Prioritätenreihungen für die Verwendung der disponiblen Mittel vornehmen 

oder konkrete Projektvorschläge einbringen. (Magistrat der Stadt Wien 2019). 
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Ablauforganisation 

Da das Klimabudget ein Teil des Voranschlags sein soll, kann die Klimabudgetierung 

als Teilprozess der Gesamtbudgetierung gesehen und könnte dann im Prozessma-

nagement dort integriert werden. Der skizzierte Vorschlag für den Ablauf der 

Klimabudgetierung orientiert sich daher am Ablauf der Erstellung des Voranschlags 

(„Budgetzyklus“) in Wien.  

 

Abbildung 30: Möglicher Prozess der Klimabudgetierung,  

eingebettet in den Ablauf der Erstellung des Voranschlags 

Monat Phasen im Budgetkreislauf (aktuell) Klimabudgetierung (zusätzlich) 

 Evaluierung  

01-06 Rechnungsabschluss Vorjahr 

Erstellung auf Basis des „Erlass zur Erstellung des Rech-

nungsabschluss“ für das Vorjahr 

Abweichungsanalyse: wo und warum gab es Über-/Un-

terschreitungen gegenüber dem Voranschlag.  

Bei Unterschreitungen wird gemeinsam von Geschäfts-

gruppe und MA5 festgelegt, was mit dem Überschuss 

passiert, z.B. Zuweisung zu Rücklagen. 

Bericht zum Gender Budgeting. 

 

Umsetzungsevaluierung Vorjahr 

Status der Umsetzung des Maßnahmen-

plans – Abweichungsanalyse 

Konsequenzen für das Treibhausgasbudget 

Empfehlungen für die aktuelle  

Klimabudgetierung  

 

 Planung  

01-03 Vorbereitungsphase  

„Erlass zur Erstellung des Voranschlags für das Haus-

haltsjahr ++“ wird erstellt und durch den Finanzdirektor 
in Kraft gesetzt: Enthält alle relevanten Termine und 

Vorgaben für die Globalbudgets der Geschäftsgruppen.  

Für die Erstellung der Voranschläge der Bezirke gib es 

einen eigenen Erlass. 

Politische Planungen, z.B. Regierungsklausur, können zu 

budgetrelevanten Vorhaben führen, die bereits für das 

kommende Jahr und damit im Voranschlag zu berück-

sichtigen sind. 

 

Vorgaben für die aktuelle Klimabudgetie-

rung: THG-Budget falls erforderlich anpas-

sen, Handlungsbedarf für Maßnahmenpla-

nung skizzieren  

Start der Erhebung aktueller Klimaschutz-

vorhaben 
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04-05 Budgetierungsphase I 

Erstellung der Geschäftsgruppenbudgets durch die 

Dienststellen unter Koordination durch die/den Budget-

koordinatorIn der Geschäftsgrupppe.  

Bezirksbudget: Erfassung und Erstellung des Bezirksroh-

budgets durch den Magistrat der Stadt Wien. 

MIAN – Mittelanwendung Datenbanksystem: dort ge-

ben die Dienststellen ihre Budgets ein. 

 

Detaillierte Maßnahmenplanung und  

-erhebung 

Vorhabensbewertung durchführen bzw. 

überprüfen 

Vorhabensdatenbank befüllen 

Datenerhebung für Klimabericht 

06-08 Budgetierungsphase II  

Konsolidierung der Budgetentwürfe durch die MA5 un-

ter Berücksichtigung von organisatorischen Verände-

rungen, Verschiebungen zwischen den Geschäftsgrup-

pen.  

Behandlung von Wünschen der Geschäftsgruppen, die 

den vorgegebenen Budgetrahmen übersteigen; bzw. 

von politischer Seite. 

Bezirksbudget: Konsolidierung bei einem gemeinsamen 

Treffen des Bezirks, der Finanzverwaltung und aller 

MAs, deren Angelegenheiten in die finanzielle Zustän-

digkeit des Bezirkes fallen 

 

Konsolidierung Maßnahmenplan 

Klimabericht erstellen 

Wirkungsmonitoring für die geplanten 

Maßnahmen und Instrumente  

09-10 Abstimmungsphase 

Politische Abstimmung des Budgetentwurfs. Berück-

sichtigung von neuen Anforderungen, Sonderwünschen 

und Konsequenzen für andere Vorhaben, die ggf. zu-

rückgestellt werden müssen. 

Dienststellen liefern die aufgefüllten Formulare zum 

Genderbudgeting an das Büro ihrer Geschäftsgruppe. 

Die Büros der Geschäftsgruppen liefern die konsolidier-

ten Berichte an das Referat Gender Budgeting (MA5).  

Bezirksbudget: Die Finanzausschüsse der Bezirksvertre-

tungen legen bis 30. September die Bezirksvoran-

schlagsentwürfe vor. 

 

Politische Abstimmung des Klimabudget-

Entwurfs und ggf. Adaptierungen 

Ergänzungen des Maßnahmenplans auf-

grund des Wirkungsmonitorings 

11-12 Debatte und Beschluss 

Finanzstadtrat/rätin hat mindestens 3 Wochen vor Be-

ginn des Finanzjahres einen Voranschlagsentwurf vorzu-

legen, welcher an alle Fraktionen im Wiener Gemeinde-

rat übermittelt wird. 

Prüfung des Voranschlags und Diskussion im Finanzaus-

schuss des Gemeinderates in gemeinsamer Sitzung mit 

dem Stadtsenat. 

Voranschlagsentwurf liegt 2 Wochen lang zur öffentli-

chen Einsicht auf wien.gv.at. Stellungnahmen von Bür-

gerInnen müssen in der anschließenden Beratung durch 

den Gemeinderat berücksichtigt werden. 

Debatte und Genehmigung („Feststellung“) des Voran-
schlags im Gemeinderat. 

 

Diskussion des Klimabudgets im Gemeinde-

ratsausschuss 

Beschluss des Klimabudgets als Teil des 

Voranschlags 
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Bezirksbudget: Der Voranschlag des Bezirkes ist von der 

Bezirksvertretung nach dem Beschluss des Gemeindera-

tes über den Voranschlag der Stadt, spätestens jedoch 

bis 31. Dezember festzustellen. Ansonsten tritt ein Vor-

anschlagsprovisorium in Kraft. 

 Umsetzung  

01-12 Budgetvollzug 

Zeichnet sich ab, dass die budgetierten Finanzmittel ei-

ner Dienststelle nicht ausreichen, ist ein Überschrei-

tungsantrag zu stellen. Dieser muss einen Vorschlag für 

die Bedeckung enthalten, z.B. Rücklagenauflösung. Die 

Genehmigung erfolgt je nach Höhe und Art durch Stadt-

senat, GR-Ausschuss oder Gemeinderat. 

 

Monitoring der Umsetzung des 

Klimabudget-Maßnahmenplans 
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Bewertungszugänge für das 

Klimabudget 

Auf Basis der, im konzeptionellen Rahmen des Klimabudgets definierten, Anforde-

rungen werden im Folgenden Bewertungszugänge für budgetrelevante Vorhaben 

und Maßnahmen der Stadt im Sinne einer Wirkungsabschätzung vorgestellt und die 

dahinterliegende Motivation erläutert. Dazu werden exemplarisch die relevanten 

Fragestellungen und der Datenbedarf aufgezeigt und insbesondere die Relevanz 

der Betrachtung der gesamten Wertschöpfungskette sowie die integrierte Perspek-

tive der Investitions- und Nutzungsphase argumentiert. Diese ermöglicht, dass un-

terschiedliche Maßnahmen mit unterschiedlichen Nutzungsdauern miteinander 

vergleichbar werden. So kann einerseits der Beitrag der im Voranschlag veranker-

ten Maßnahmen zum Treibhausgasbudget abgebildet und andererseits die Einhal-

tung des gesamten Treibhausgasbudgets überwacht werden.  

Worauf unser Bewertungszugang abzielt: 

◼ Sichtbarmachung der gesamten Wertschöpfungskette 

(von den an Funktionalitäten gemessenen Wirkungen bis zum Bedarf von 

finanziellen, humanen, und materiellen Ressourcen samt Emissionen), 

◼ Analyse der Effekte über den gesamten Lebenszyklus eines Vorhabens 

(mit Vergleichbarkeit bezüglich der jährlichen Effekte), 

◼ Einbettung in bestehende Entscheidungsabläufe  

(beispielsweise für Beschaffungsvorgänge). 

◼ Operationalisierung in einem webbasierten IT-Tool 

Funktionalitätsorientierte Bewertung 

Die Voraussetzung für eine substanzielle Reduktion der Treibhausgasemissionen 

sind weitreichende strukturelle Änderungen. Dies wiederum setzt eine zielorien-

tierte Transformation voraus, die Innovation und disruptive Technologien in den 

Mittelpunkt stellt und eine integrative Perspektive im Zusammenhang mit wirt-

schaftlichen Aktivitäten einnimmt. Damit das Klimabudget Wirkung entfalten kann, 

ist ein Bewertungszugang, der diese weitreichenden strukturellen Änderungen 

unterstützt, zu entwickeln.  

Der für einen solchen Bewertungszugang gewählte Ausgangspunkt sollten immer 

die gewünschten Funktionalitäten des Vorhabens sein. Funktionalitäten sind bei-

spielsweise die Befriedigung von Bedürfnissen wie Wohnen, Arbeiten oder mobil 

sein, aber auch Produktion von Gütern oder die Erbringung von Dienstleistungen. 

Funktionalitäten können auf unterschiedliche Weise bereitgestellt werden.  

Für die Funktionalität Wohnen etwa bedeutet eine schlechte Gebäudeinfrastruktur 

einen hohen Bedarf an (Energie-)Ressourcen und potenziell hohe Emissionen in der 

Betriebsphase, während etwa ein Quartierskonzept mit einem Null-Emissions-Ener-

giesystem über die gesamte Nutzungsdauer (sehr) geringe Betriebskosten und 

Emissionen bewirkt.   
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Versteht man die Funktionalität Mobilität als „Zugang“ zu Personen, Gütern und 

Orten, ist dafür nicht mehr in jedem Fall eine physische Verkehrsbewegung erfor-

derlich, weil beispielsweise Kommunikations-Technologien diesen Zugang ermögli-

chen. Dafür liefert nicht zuletzt der mit der Corona-Pandemie notwendig gewor-

dene Lockdown einige Einsichten. Kommunikations-Technologien können in vielen 

Fällen den Zugang zu Personen durchaus befriedigend übernehmen und eine deut-

liche Reduktion des Verkehrsbedarfs bewirken. Allerding sind für diese „virtuelle 
Mobilität“ zusätzliche Anforderungen zu berücksichtigen, wie die Anpassung der 

Wohnungen, die notwendige IT-Infrastruktur und die Einrichtung von zusätzlichen 

Arbeitsmöglichkeiten in Wohnanlagen. 

Für eine zielorientierte Transformation sollte für jedes Vorhaben, von der Renovie-

rung eines Wohnareals bis zur Veränderung des Modal-Split bei Mobilität, immer 

die gesamte Wertschöpfungskette der relevanten Veränderungen betrachtet wer-

den. Diese beginnt bei den zu erfüllenden Funktionalitäten und umfasst die erfor-

derlichen Ressourcen (Schleicher et al. 2018; Köppl und Schleicher 2018) und die 

zwischenliegenden Technologien: die Anwendungstechnologien, wie die thermi-

sche Gebäudequalität oder eine Rad-Infrastruktur und die Bereitstellungstechnolo-

gien, etwa für die Umwandlung, Verteilung und Speicherung von Energie. 

Konkret bedeutet das für jedes Vorhaben: dessen gewünschte Funktionalitäten 

festlegen, unterschiedliche Alternativen für die Erfüllung dieser Funktionalitäten 

vergleichen und schließlich eine Auswahl treffen. 

Für die Bewertung der klimarelevanten Wirkung von Vorhaben bedeutet ein funkti-

onalitätsorientierter Bewertungszugang: 

◼ die Zielsetzung des beabsichtigten Vorhabens begründen und mit Alterna-

tiven vergleichen, 

◼ die Systemgrenzen für die Bewertung des Vorhabens22 über die gesamte 

Wertschöpfungskette offenlegen und 

◼ eine umfassende Bewertung über den ganzen Lebenszyklus (Errichtung -

Betrieb – Beendigung) des Vorhabens und der Alternativen durchführen. 

 

22 Beispielsweise können für Gebäude nur die THG-Emissionen bewertet werden, die vor Ort 

entstehen (produktionsbasiert) oder auch jene berücksichtigt werden, die in vorgelagerten 

Prozessen entstehen, etwa für die Strom- und Fernwärmeerzeugung oder die Herstellung 

der Baustoffe (konsumbasiert). 
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Abbildung 31: Energetische Wertschöpfungskette. Quelle: (Schleicher und Köppl 2019)  

Investitionsentscheidungen betreffen in den meisten Fällen die Auswahl einer Al-

ternative unter mehreren verfügbaren. Die Herausforderung liegt darin, diese Al-

ternativen vergleichbar zu machen. Aus dem Blickwinkel des Klimaschutzes insbe-

sondere in Hinblick auf die Treibhausgas-Emissionen und die Wirtschaftlichkeit, und 

zwar nicht nur in der Investitionsphase, sondern über die gesamte Nutzungsdauer. 

Investitionsentscheidungen und Produktionsprozesse sollen zunehmend auch unter 

dem Aspekt von zielorientierten Innovationen getroffen werden. Für das Beispiel 

der mit Bauen verbundenen Infrastruktur ist die Veränderung von einer produktori-

entierten zu einer ergebnisorientierten Perspektive in Abbildung 4 sichtbar ge-

macht. Nicht nur der Fokus auf spezifische Baumaterialien und deren Herstellung 

ist relevant, auch deren innovative Verwendung in vorgefertigten modularen Bau-

teilen und in einem weiteren Schritt ein ergebnisorientiertes Design, das Synergien 

und eine Kooperation mit den Nutzern sucht. Für die Zielsetzungen einer Kreislauf-

wirtschaft wird bereits im Design von Produkten und gerade auch bei Bauvorgän-

gen immer wichtiger, schon bei den Ausgangsentscheidungen die Möglichkeiten für 

Rückbau, Recycling und Wiederverwendung vorzusehen. 

  

Abbildung 32: Funktionalitätsorientierte Wertschöpfungskette am Beispiel gebauter Infrastruktur  
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Bewertungszugänge für ein Klimabudget 

Im nächsten Schritt gilt es, diesen anhand von Funktionalität und den zugehörigen 

Wertschöpfungsketten dargestellten Bewertungszugang zu operationalisieren. Aus 

Sicht des Klimabudgets müssen dabei nicht nur die monetären Effekte (Euro) be-

rücksichtigt werden, sondern auch die klimarelevanten Effekte, also die durch das 

Vorhaben vermiedenen oder verursachten Treibhausgas-Emissionen (Tonnen) und 

dies für den gesamten Lebens- bzw. Wirkungszyklus des Vorhabens.  

Bei Bau- und Infrastruktur-Vorhaben umfasst deren Lebenszyklus beispielsweise 

die Errichtung, die Nutzung und den Rückbau. Für klimapolitische Instrumente ist 

der Wirkungszeitraum entweder festgelegt (z.B. die Gültigkeitsdauer des Instru-

ments) oder für Vergleichszwecke festzulegen.  

Beispiele für typische städtische Investitionsvorhaben sind: 

◼ Neubau von Gebäuden und Quartieren  

◼ Sanierung von Gebäuden und Quartieren  

◼ Errichtung von Infrastruktur für das Mobilitätsangebot 

◼ Errichtung von Infrastruktur für die Bereitstellung, Speicherung und Ver-

teilung von Energie 

◼ Gestaltung des öffentlichen Raumes 

Es ist davon auszugehen, dass die Informationen für die monetären Effekten von 

Vorhaben für alle zu bewertenden Entscheidungen im Magistrat verfügbar sind. Zu 

klären ist jeweils, welche Systemgrenzen zugrunde liegen und welche Lebenszyklus-

phasen berücksichtigt werden, in der Regel sind das die Investitionskosten und je 

nach Vorhaben auch die Betriebskosten. Bisher nicht mitgedacht wird die letzte 

Phase im Lebenszyklus wie Außerbetriebnahme, Rückbau, Abriss, Verwertung. 

Informationen zu den klimarelevanten Effekten von Vorhaben werden derzeit 

noch selten ermittelt. Daher sind auch die dafür erforderlichen Datengrundlagen 

noch kaum vorhanden und müssen erst geschaffen werden.  

Die Bewertung von Vorhaben für das Klimabudget sollte gesondert für die einzel-

nen Lebenszyklusphasen erfolgen, also zwischen den Effekten in der Investitions-

phase und den Effekten in der Nutzungsphase unterscheiden, in weiterer Folge 

dann auch für die Endphase. Die Betonung der gemeinsamen Betrachtung beider 

Phasen ermöglicht die Erfassung des Gesamteffektes für das Klimabudget über die 

gesamte Nutzungsdauer einer Aktivität. Diese Effekte sollen sowohl in physikali-

schen (Tonnen THG-Emissionen) als auch in monetären Größen (Euro) abgebildet 

werden. Die Effekte aus den einzelnen Phasen werden schließlich zum Gesamtef-

fekt des Vorhabens zusammengeführt und ermöglichen so Aussagen über die aus-

gelösten Veränderungen. 

Für jede Lebenszyklusphase, vorerst für Investition und Nutzung, wird zuerst der 

reale Aufwand in Mengeneinheiten (z.B. Tonnen, Kilowattstunden) ermittelt:  

◼ Energetischer Aufwand 

◼ Materialaufwand (Rohstoffe, Materialien, Güter) 

◼ Personalaufwand (z.B. in Stunden) 
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Bei der Feststellung des realen Aufwandes für die Investitionsphase werden nach 

Möglichkeit nicht nur die direkten Investitionen - beispielsweise in ein Gebäude - 

sondern auch eventuell notwendige indirekte Investitionen – beispielsweise in den 

Ausbau der Netze für Elektrizität, Wärme und Gas, der aufgrund des Vorhabens 

erforderlich wird – ausgewiesen. 

Mit den zugehörigen Preisen pro Einheit wird daraus der monetäre Aufwand be-

rechnet: die voraussichtlichen Investitions- und Betriebskosten. Diese monetären 

Informationen sind im Rahmen der Beschaffungsvorgänge wohl schon jetzt verfüg-

bar. Zu klären wäre, ob und wie detailliert die der Aufwandskalkulation zu Grunde 

liegenden realen Aufwände etwa in den Angeboten verfügbar sind. 

Für die Beurteilung der Klimaeffekte werden mit Hilfe von Emissionsfaktoren (Ton-

nen CO2äqu pro Einheit) die Treibhausgas-Emissionen ermittelt, die die realen Auf-

wände für das Vorhaben verursachen. Dies erfordert vermutlich sowohl die Nut-

zung neuer Datenquellen und als auch die Verwendung von Proxies bei mangelnder 

Datenverfügbarkeit. 

Der jährliche reale Aufwand für die Wartung und den Betrieb ist Grundlage für die 

Berechnung der jährlichen THG-Emissionen, Wartungs- und Betriebskosten in der 

Nutzungsphase. Multipliziert mit der Nutzungsdauer können daraus die Gesamte-

missionen und Gesamtkosten der Nutzungsphase errechnet werden. Gemeinsam 

mit den entsprechenden Daten aus der Investitionsphase ergeben sich die Ge-

samtwerte für die Treibhausgas-Emissionen und den monetären Aufwand des ge-

planten Vorhabens.  

Um Vorhaben mit unterschiedlicher Nutzungsdauer vergleichbar zu machen, müs-

sen der annuisierten Investitionskosten berechnet werden. Dafür sind Daten über 

die Investitionsausgaben, die erwartete Nutzungsdauer sowie ein kalkulatorischer 

Zinssatz erforderlich. Zu diesen annuisierten Investitionskosten werden die jährli-

chen Kosten der Nutzungsphase (Betrieb und Instandhaltung) addiert. So erhält 

man vergleichbare Gesamtkosten einer Rechnungsperiode, üblicherweise ein Jahr.  

Die dargestellte Vorgangsweise ist flexibel: sowohl ein produktions- wie auch ein 

konsumbasierter Zugang ist möglich, da die Erfassung der Wertschöpfungskette 

erlaubt, die Stadtgrenzen zu überschreiten. Der Bewertungszugang passt gut zu 

den administrativen Abläufen von der Planung bis zur Umsetzung und Nutzung. 

Voraussetzung dafür ist eine klare Festlegung der Verantwortlichkeiten in den ad-

ministrativen Abläufen. Die beschriebene Vorgangsweise sollte in einer IT-Werk-

zeug abgebildet werden, das für alle zu beurteilenden Projekte anpassbar ist.  

Ein Überblick der beschriebenen Vorgangsweise ist in Tabelle 3 dargestellt. 
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Realer Aufwand 

in kg, kWh, … 

Treibhausgas-Emissionen 

in kg 

Monetärer Aufwand  

in Euro 

 gesamt pro Einheit gesamt pro Einheit gesamt 

Investition (Planung und  

Errichtung)  

     

Nutzung (Betrieb, Wartung,  

Instandhaltung) 

     

Beendigung (Außerbetriebnahme,  

Beseitigung, Verwertung) 

                 

Gesamt      

Gesamt annuisiert      

Referenz / Alternative      

Tabelle 3: Zusammenfassende Darstellung des Bewertungs-Tools. Es sollte eine getrennte Erfassung der einzelnen Lebens-

zyklusphasen Investition – Nutzung – Beendigung erfolgen. Als erster Schritt werden die realen Aufwände für Energie, Ma-

terial und Personal in allen Lebenszyklusphasen erfasst. Im nächsten Schritt werden mit Hilfe passender Umrechnungsfakto-

ren die Werte für Treibhausgas-Emissionen und monetären Aufwand ermittelt. Diese werden zu den Gesamtwerten ad-

diert, wobei für Vergleichszwecke die Investitionen und die Beendigung annuisiert werden. 
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Beispiel: Verkehrsberuhigung in einer Durchzug-

straße 

Eine innerstädtische Durchzugstraße soll so umgestaltet werden, dass sich der 

Durchzugsverkehr stark verringert und die Aufenthaltsqualität im Straßenraum für 

nichtmotorisierte BenutzerInnen deutlich erhöht.  

Die zu berücksichtigenden realen Aufwände für die Errichtungsphase und die Nut-

zungsphase sind nachfolgend beispielhaft dargestellt. Für die Ermittlung der Klima-

effekte müssen diese mit jeweils spezifischen Emissionsfaktoren für die aufgeliste-

ten Aufwände multipliziert werden, für den monetären Aufwand mit den spezifi-

schen Kostenfaktoren. Nur monetär relevant ist der Personalaufwand. 

Eine Herausforderung bei einem solchen Projekt wäre die Bewertung der zu erwar-

tenden Verkehrseffekte und damit der potenziellen Einsparung an THG-Emissio-

nen. Dazu gehören eine Verkehrsverringerung, messbar über die Veränderung der 

Veränderung der Verkehrsstärke, durch höhere Standortqualität, etwa weil Besor-

gungen vermehrt im Grätzel erfolgen oder der lokale öffentliche Raum verstärkt für 

Erholung genutzt werden kann. Umgekehrt könnte das auch BesucherInnen aus 

anderen Stadtteilen anziehen und damit Verkehr verursachen. Ein zweiter Effekt 

wäre Veränderungen in der Verkehrsmittelwahl. Eine noch umfassendere Bewer-

tung würde auch die Werterhöhung von Realitäten aufgrund der verbesserten Le-

bensqualität durch Minderung von Lärm und bodennahen Emissionen einbezie-

hen.Jedenfalls braucht es zur Bestimmung der Veränderungen einen Referenzwert, 

das wäre der die aktuelle Situation vor der Realisierung des Vorhabens. 

 

Transportaufwand Realer Aufwand (1) 

in Pkm, Tkm 

Ist-Situation (2) 

in Pkm, Tkm 

Treibhausgas-Emissionen  

in kg 

 gesamt gesamt pro Einh. gesamt (1) gesamt (2) 

Güterverkehr      

 KFZ fossil      

 KFZ nicht-fossil      

 Lastenfahrrad      

Personenverkehr      

 KFZ fossil      

 KFZ nicht-fossil      

 Öffentliche Verkehrsmittel      

 Fahrrad      

 Gehen      

Tabelle 4: Exemplarische Darstellung der Bewertung der Verkehrseffekte für das Beispiel „Verkehrsberuhigung in einer 

Durchzugstraße“. Die Herausforderung besteht in der Erfassung der gegenwärtigen (Ist-Situation) und der Prognose der 

künftigen Verkehrsleistung 

 



 BEWERTUNGSZUGÄNGE FÜR DAS KLIMABUDGET 

WIFO / ETA / WEGC  77 

 

 

Realer Aufwand 

in kg, kWh, … 

Treibhausgas-

Emissionen in kg 

Monetärer Auf-

wand in Euro 

 gesamt pro Einh. gesamt pro Einh. gesamt 

Errichtung / Investition       

Materialaufwand 

◼ Verkehrswege: Beton, Pflastersteine,  

Asphalt 

◼ Lichtanlagen: Beleuchtungskörper 

◼ Grünanlagen: Pflanzen, Erde, Beton,  

Pflastersteine 

◼ Wasseranlagen: Pumpen, Verrohrung, 

Pflastersteine 

     

Energieaufwand 

◼ Baumaschinen/-fahrzeuge: Treibstoffe, 

Elektrizität 

◼ Transporte zur Baustelle:  

Tonnenkilometer 

     

Personalaufwand (in Personenstunden)      

Nutzung (Betrieb, Wartung, Instandhaltung)      

Materialaufwand 

◼ Verkehrswege 

◼ Grünanlagen 

◼ Wasseranlagen 

◼ Lichtanlagen 

     

Energieaufwand 

◼ Lichtanlagen: Elektrizität 

◼ Wasseranlagen: Elektrizität 

◼ Fahrzeuge Wartungsarbeiten: Treibstoffe 

     

Personalaufwand (in Personenstunden)      

Gesamt      

Tabelle 5: Exemplarische Darstellung der realen Aufwände für das Beispiel „Verkehrsberuhigung in einer Durchzugstraße“ 
und die Berechnung der Treibhaus-Emissionen und des monetären Aufwands für die Errichtung und Nutzungsphase. 
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Beispiel: Klimaeffekte von Gebäuden 

Im Gebäudebereich wurden im Zuge der Entwicklung von nachhaltigen Gebäude-

zertifizierungssystemen bereits viele Bewertungsansätze und -werkzeuge entwi-

ckelt, die für die Abschätzung der Klimawirkungen herangezogen werden können. 

Grundlage der Bewertung sollte auch hier der gesamte Gebäude-Lebenszyklus 

sein: Von der Errichtung über die Nutzung bis zum Rückbau / Abriss des Gebäudes 

(siehe Abbildung 33).  

Diese umfassende Betrachtung ist aber nur dann sinnvoll, wenn „konsumbasiert“ 
auch die Treibhausgas-Emissionen berücksichtigt werden, die durch die Herstellung 

der verwendeten Bau-Materialien und durch die Energieerzeugung außerhalb des 

Gebäudegrundstücks (z.B. Netzstrom, Fernwärme, Fernkälte) entstehen. Ansonsten 

wären beispielsweise die Klimaeffekte in der Errichtungsphase auf den Treibstoff-

verbrauch des Lieferverkehrs in Wien und der Baumaschinen beschränkt. 

 

Abbildung 33: Klimarelevante Stoff- und Energieströme über den Gebäudelebenszyklus  
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Nutzungsphase 

Heute liegt der Fokus in der Bewertung von Gebäuden auf dem Energieverbrauch 

in der Nutzungsphase. Dazu gehören Heizung, Kühlung, Lüftung, Warmwasser, Be-

leuchtung, Aufzüge, Rolltreppen, usw. 

Für die Berechnung der spezifischen CO2-Emissionen aus diesem Gebäudeenergie-

bedarf kann die aktuellen OIB-Richtlinie 6, 2015 (Energieausweis) mit geltenden 

Normen für das Standortklima (SK) herangezogen werden. Dieser umfasst: 

◼ Heizung und Kühlung  

◼ Warmwasserbereitung  

◼ Hilfsstrombedarf der Wärme-, Kälte-, Solar- und Lüftungssysteme  

◼ Beleuchtungs- und Betriebsstrom  

◼ abzüglich Erzeugung PV-Strom (nur OIB)  

CO2-Gutschriften könnten erfolgen, falls vom Gebäude nutzbare Energie an andere 

Verbraucher exportiert wird, z.B. Strom oder Abwärme. 

In dieser Berechnung nicht berücksichtigt ist der durch die NutzerInnen des Ge-

bäudes verursachte Stromverbrauch abseits von Raumklimatisierung und Warm-

wasser etwa für elektrische Geräte aller Art. Dabei kann etwa in einem Büroge-

bäude die betrieblich genutzte IT-Infrastruktur einen höheren Energieverbrauch 

und damit THG-Emissionen verursachen als Klimatisierung und Warmwasser.  

Der Material- und Energieaufwand für Wartung und Instandhaltung fließt derzeit 

noch kaum in die Gebäudebewertung ein, entsprechende Daten sind daher wenig 

verfügbar. 

 

Abbildung 34: Bilanzierung der Treibhausgas-Emissionen für die Nutzungsphase  

Quelle: (DGNB 2020) 
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Im Sinne einer funktionalitätsorientierten Betrachtung wäre in der Nutzungsphase 

zumindest bei gewerblich genutzten Gebäuden, Einkaufszentren, Bildungs-, Sport- 

und Kultureinrichtungen u.ä. auch der verursachte Verkehr in die Treibhausgas-

Bilanz einzubeziehen. Diese THG-Emissionen können höher sein als jene aus dem 

Gebäudeenergiebedarf. Im Rahmen von „klimaaktiv“ erfolgt die Bewertung der 
Verkehrseffekte derzeit qualitativ hinsichtlich Verkehrsanbindung und bereitge-

stelltem Mobilitätsangebote. Für eine Berechnung der Klimawirkungen wären Ab-

schätzungen zum zu erwartbaren Verkehrsaufkommen vorzunehmen. 

Für all diese Bewertungen braucht es Referenzdaten aus möglichst vielen Daten-

quellen, um eine hinreichende Genauigkeit erzielen zu können. Diese könnten bei-

spielsweise aus dem Monitoring realer Verbrauchsdaten von Gebäuden gewonnen 

werden. Moderne Sensorik, Messtechnik und IT würden dies technisch jedenfalls 

ermöglichen, verbindlich geregelt müsste Datenzugang und -nutzung werden, um 

damit eine entsprechende Datenbank aufzubauen. 

Errichtungsphase 

In der Errichtungsphase eines Gebäudes werden große Mengen an Materialien und 

Gütern verbraucht, deren Bereitstellung von der Rohstoffgewinnung über die Ferti-

gung bis zum Transport auf die Baustelle erhebliche Mengen am Treibhausgasen 

verursacht. Bei einer rein produktionsbasierten Treibhausgasbilanz wird dies nicht 

berücksichtigt und damit ist auch die so wichtige ökologische Optimierung der Aus-

wahl der zu verwendenden Baumaterialien nicht im Blickfeld. Jedenfalls auf Vorha-

bensebene sollte daher eine konsumbasierte Betrachtung und Bewertung erfolgen. 

Für die Bewertung der verwendeten Materialien für die Errichtung des Gebäudes 

kann der vom Österreichischen Institut für Bauen und Ökologie (IBO) entwickelte 

Oekoindex für Baumaterialien herangezogen werden (Österreichisches Institut für 

Bauen und Ökologie 2018). Die Bewertung fußt auf drei Kennzahlen: Primärener-

gieinhalt an nicht erneuerbaren Ressourcen, Versauerungspotenzial und Beitrag zur 

Globalen Erwärmung (GWP Global Warming Potential). Das GWP basiert aus den 

verursachten Treibhausgasen und in kg-CO2-Äquivalenten angegeben. Aus den ver-

wendeten Material-Mengen und deren jeweiligen GWP lässt sich der Klimaeffekt 

der Nutzungsphase quantitativ abschätzen.  

Die vom IBO entwickelte Datenbank „baubook.at“ stellt über 1000 bauphysikali-

sche und bauökologische Kennwerte für die gängigsten Baustoffe zur Verfügung 

inklusive dem Treibhauspotenzial. Weitere Datenquellen sind Umweltproduktde-

klarationen (EPD - Environmental Product Declaration), die für verschiedene Pro-

duktgruppen im Baubereich verfügbar sind, die klimaaktiv- und ÖGNI / DGNB Ge-

bäudestandards. 

Neben dem Materialinput ist der durch die Baustelle verursachte Energieverbrauch 

zu berücksichtigen Dazu gehört die Energie zum Transport von Menschen, Maschi-

nen, Bauteilen und Materialien zur Baustelle, zur Verarbeitung der Baumaterialien 

vor Ort und zum Einbau von Bauteilen im Gebäude sowie zur Entsorgung von Bau-

abfällen. 
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Rückbau/Abriss 

Der Rückbau bzw. Abriss, die letzte Phase im Gebäudelebenszyklus, rückt durch die 

Kreislaufwirtschaft immer stärker in den Fokus mit dem Ziel, das am Ende mög-

lichst viel vom Gebäude auf möglichst hohem Niveau genutzt werden kann. Damit 

verbunden wird die Erstellung von materiellen Gebäudepässen gefordert. Diese 

wären sowohl für die Bewertung der Errichtungs- als auch der Rückbauphase ein 

wichtiges Werkzeug. Methodisch gibt es derzeit noch kein etabliertes Bewertungs-

verfahren für diese Phase des Gebäude-Lebenszyklus. 

Vergleichswert 

Um die ermittelten Treibhausgas-Emissionen für das Gebäudeprojekt zu bewerten, 

braucht es einen Referenzwert. Bei einer Gebäudesanierung kann das der Ist-Wert 

sein, bei einem Neubau vergleichbare Objekte aus der jüngsten Vergangenheit. Ein 

solcher Referenzwert kann in der Folge auch als Benchmark für die Optimierung 

des Vorhabens dienen. 

Beteiligte 

Eine weitere Herausforderung für die Bewertung ist, dass es bei größeren Baupro-

jekten schon im Magistrat mehrere Dienststellen gibt, die in verschiedenen Phasen 

bzw. für verschiedene Aufgabenbereiche verantwortlich sind. Entsprechend sind 

auch Know-How und Kompetenzen verteilt. Dazu kommen eine Vielzahl externer 

Partner, die in der Bewertung eine wesentliche Rolle spielen. 
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Anhang 

Gemeinderatsbeschluss 26.6.2019 

Beschluss- (Resolutions-) Antrag 

der GemeinderätInnen Dr. Kurt Stürzenbecher, Mag. Josef Taucher, KR Erich Valen-

tin und Mag.a Nina Abrahamczik (SPÖ) sowie David Ellensohn, Peter Kraus, BSc und 

Dr.in Jennifer Kickert (GRÜNE) 

betreffend „Einführung eines städtischen Klimabudgets", eingebracht zu Post 67 

in der Sitzung des Wiener Gemeinderates am 26. Juni 2019 

Begründung 

Die Stadt Wien hat Klimaschutz schon sehr früh als Handlungsfeld erkannt und rea-

giert. 1999 beschloss die Stadt Wien ein ambitioniertes Klimaschutzprogramm (KliP 

Wien) mit einer Laufzeit bis 2009. Das KliP I war sehr erfolgreich: Die Klimaschutz-

ziele, die bis 2010 erreicht werden sollten, wurden bereits 2006 erreicht. Insgesamt 

wurde bis Ende 2008 die jährlich emittierte Treibhausgas-Menge schon um 3,1 Mil-

lionen Tonnen reduziert. 

Am 18. Dezember 2009 hat der Wiener Gemeinderat die Fortschreibung des Wie-

ner Klimaschutzprogramms (KliP II) mit einer Geltungsperiode bis in das Jahr 2020 

beschlossen. Am KliPIII wird gerade gearbeitet. 

Bisher konnten durch die KliP-Umsetzung die Wiener pro-Kopf-Emissionen schon 

über 34,8 Prozent gegenüber 1990 gesenkt werden. 

Wien hat durch diese vorausschauende Klimapolitik im Vergleich zu den anderen 

Österreichischen Bundesländern den mit Abstand geringsten Treibhausgas-Ausstoß 

beim Vergleich der Emissionen pro Kopf als auch pro Euro Wirtschaftsleistung. Wei-

ter hat Wien: 

- den niedrigsten Endenergieverbrauch pro Kopf. 

- den niedrigsten fossilen Primärenergieverbrauch pro Kopf 

- den niedrigster PKW-Bestand und die wenigsten gefahrenen PKW-Kilome-

ter proKopf. 

- den höchsten Anteil des Öffentlichen Verkehrs bzw. des Umweltverbunds 

(Öffis, Zu-Fuß-gehen, Radfahren) in Österreichs Regionen. 

- den   höchsten   Anteil   der   Elektromobilität   und   niedrigster   Anteil   

der „Mineralölmobilität" am Modal-Split. 

- den geringsten Endenergiebedarf für Heizen und Warmwasser pro Woh-

nung. 

Der Klimawandel macht sich jedoch weltweit immer deutlicher bemerkbar und 

wirkt sich auch direkt auf das Leben der Menschen in Wien aus. So konnten Hitze-

wellen in Wien, also über mehrere Tage anhaltende Temperaturen über 30 Grad 

Celsius, bis Mitte des 20. Jahrhunderts nur einmal im Jahrzehnt gemessen werden, 

während dies mittlerweile bereits 30 Tage im Jahr geschieht. 
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Die Stadt Wien ist sich der großen Herausforderung des Klimawandels bewusst. Der 

Kampf gegen den Klimawandel muss daher als Querschnittsmaterie gesehen wer-

den, die in allen Bereichen von Politik und Gesellschaft mitgedacht und weiterent-

wickelt wird. 

Die gefertigten GemeinderätInnen stellen daher gemäß § 27 Abs. 4 der Geschäfts-

ordnung des Gemeinderates der Stadt Wien folgenden 

Beschluss- (Resolutions) Antrag 

Der Gemeinderat der Bundeshauptstadt Wien spricht sich für die zeitnahe Einfüh-

rung eines städtischen Klimabudgets aus. 

Die zuständigen Stellen des Magistrats werden beauftragt, in einem ersten Schritt 

sämtliche Ansätze des Voranschlags und damit deren Budgetkredite - orientiert am 

Wiener Best Practice-Modell des Gender Budgeting - auf ihre Klimaschutz-Verträg-

lichkeit zu analysieren bzw. zu evaluieren. Soweit sinnvoll, sollen auch Anleihen von 

der sogenannten „Umwelt- und Klimaschutz"-Übersicht gemäß § 42 Abs 4 des Bun-

deshaushaltsgesetzes 2013 genommen werden. 

Es soll ein umfassender Ansatz, im Sinne von Berücksichtigung 

a) des klimapolitischen Effekts (Einsparung an CO2-Emissionen), 

b) der Stabilisierung der innerstädtischen Temperaturen bzw des Kleinklimas, 

c) der Verringerung der Luftschadstoff-, Feinstaub- und Lärmemissionen, 

d) der Aspekte der Bodenversiegelung und des Bodenmanagements, 

e) einer nachhaltigen Produktion bzw. Lebensweise, 

f) etc.  

gewählt werden. 

In weiterer Folge sind Kennzahlen und Indikatoren zu erarbeiten, die eine rasche 

und prägnante Erkennung des jeweiligen Istzustandes und der Zielerreichung er-

möglichen. Gleiches gilt für dazu erforderliche Maßnahmen. 

Darüber hinaus soll bei künftigen (legistischen) Vorhaben eine verstärkte und stan-

dardisierte ex ante durchzuführende Abschätzung der Auswirkungen auf die Um-

welt (insbesondere Luft, Klima, Wasser, Boden) vorgenommen werden. Hiezu sind 

entsprechende Prüfstandards zu definieren. Als erste Orientierungshilfe sollen die 

in der Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft über die Abschätzung der Auswirkungen auf die Umwelt im Rah-

men der wirkungsorientierten Folgenabschätzung bei Regelungsvorhaben und 

sonstigen Vorhaben (WFA-Umwelt-Verordnung - WFA-UV) definierten Parameter 

herangezogen werden. Auch hier sind Kennzahlen und Indikatoren zu erarbeiten, 

die eine rasche und prägnante Erkennung des jeweiligen Istzustandes und der Ziel-

erreichung ermöglichen. Gleiches gilt für dazu erforderliche Maßnahmen. 

Die Erstellung des Klimabudgets leitet sich von der "SMART CITY WIEN RAHMEN 

STRATEGIE" ab, wobei auf Zielerreichung und effektiven Vollzug zu achten ist. 

Über die Ergebnisse der Prozessentwicklung ist den Gemeinderatsausschüssen für 

1. Finanzen, Wirtschaft, Digitalisierung und Internationales, 

2. Stadtentwicklung, Verkehr, Klimaschutz, Energieplanung und BürgerInnenbeteili-

gung sowie 

3. Umwelt und Wiener Stadtwerke Bericht zu erstatten.  
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Pilotprojekt Klimabudget 2020 

Aus dem Strategiebericht zum Voranschlag 2020 der Stadt Wien: 

„11. Klimabudget  

(…) Daher wurden mit diesem Voranschlag für das Jahr 2020 erstmalig klimarele-

vante Maßnahmen der Stadt Wien gezielt zusammengetragen. Alle Geschäftsgrup-

pen und Abteilungen haben ihre wichtigsten Klimamaßnahmen eingemeldet, diese 

sollen künftig eigens ausgewiesen werden. Sie erstrecken sich über die unter-

schiedlichsten Aufgabenbereiche der Stadt und enthalten sowohl operative als 

auch strategische Aktivitäten um dem Klimawandel in Form von Klimaschutz oder 

Klimaanpassung entgegenzutreten.  

Von den insgesamt veranschlagten Beträgen für klimarelevante Maßnahmen ent-

fällt fast die Hälfte auf den Bereich Neubau bzw Sanierung und Erhaltung von Ge-

bäuden. Neben Kostenzuschüssen für verbesserte Dämmungen und Außenhüllen 

an Gebäuden, stehen hier auch Sanierungen von Stadt Wien-eigenen Gebäuden 

und Förderungen für Fassaden- und Dachbegrünungen im Vordergrund. Die Um-

stellung der Beleuchtung von Gebäuden und öffentlicher Infrastruktur auf energie-

sparende LED-Lampen trägt zusätzlich zur Reduktion von THG-Emissionen bei.  

Eine weitere wichtige Rolle spielen Maßnahmen zur Verbesserung und Erhaltung 

der Infrastruktur. Dazu zählen auch die Zuschüsse an die Wiener Linien, die der 

Steigerung des Modal-Splits zugunsten des ÖPNV dienen und somit zur ressourcen-

schonenden Mobilität der Wienerinnen und Wiener beitragen genauso wie Verbes-

serungen für Rad- und Fußverkehr.  

Als eine der grünsten Städte Europas mit einem Grünflächenanteil von über 50% ist 

der Stadt Wien neben der Waldbewirtschaftung auch die Pflege und Betreuung von 

Garten- und Parkanlagen sowie von rund 500.000 Bäumen ein zentrales Anliegen. 

Diese tragen nicht nur zu einem verbesserten innerstädtischen Klima bei sondern 

helfen auch einen Teil der THG-Emissionen der Stadt zu kompensieren. Die klima-

freundliche Umgestaltung des öffentlichen Raumes hat in den letzten Jahren deut-

lich an Bedeutung gewonnen. Neben Baumpflanzungen und der Schaffung von 

Mikrofreiräumen können auch Projekte wie „Coole Straßen“ dazu beitragen, die 
ersten Auswirkungen des Klimawandels für die Wienerinnen und Wiener weniger 

spürbar zu machen.  

Darüber hinaus setzt die Stadt Wien weitere wirkungsvolle Maßnahmen, die zwar 

nicht direkt in den Zahlen des Voranschlags zu finden sind, aber dennoch zukunfts-

weisend sind wie etwa die Implementierung des „Wiener Klimarats“ oder die Ver-
ordnung der Wiener Energieraumpläne. 

In der nachfolgenden Aufstellung sind beispielhaft einzelne wichtige Klimamaßnah-

men (zu Klimaschutz und Klimaanpassung) aus allen Bereichen der Stadt Wien auf-

gelistet. Ein umfassender Überblick wird ab dem Voranschlag 2021 gegeben wer-

den.“ 
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Abbildung 35: Beispiele für die im Klimabudget erfassten Maßnahmen aus dem Voranschlag 2020 
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Abbildung 36: Beispiel für Gender Budgeting aus dem Voranschlag 2020 
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Beispiele für zukunftsfähige Trans-

formationen 

Eine besondere Rolle für die angestrebte Transformation zu klimaneutralen Struk-

turen nehmen alle mit Bauen und Gebäuden verbundene Aktivitäten ein. Von Ge-

bäuden wird eine lange Nutzungsdauer erwartet. Die geografische Einbettung von 

Gebäuden in die Infrastruktur für Mobilität hat Folgeeffekte für die Nutzung dieser 

Infrastruktur. Und schließlich ist der laufende Energiebedarf von Gebäuden rele-

vant.   

Das Quartier Suurstoffi 

In Rotkreuz in der Schweiz entsteht auf einem ehemaligen Industriegelände auf 

rund 15 Hektar ein neuer Stadtteil mit vielen Qualitäten: Arbeiten, Wohnen und 

andere Aktivitäten sind in Gehdistanzen erreichbar; der öffentliche Verkehr ist bes-

tens angebunden; die Gebäude bestechen durch deren Architektur und das innova-

tive Energiekonzept. 

 

Abbildung 37: Ein innovatives Energiekonzept am Beispiel des Quartiers Suurstoffi  

Das Projekt ehub bei EMPA Zürich 

Bei Energiesystemen werden Technologien verfügbar, mit denen die Energiepro-

duktivität erheblich erhöht werden kann. Damit verbunden sind meist auch lokali-

sierte Cluster-Strukturen, die zu einem ganz neuen Verständnis über den Betrieb 

solcher Energiesysteme führen. Bei EMPA werden im Forschungsprojekt ehub sol-

che innovative Energiesysteme getestet. Charakteristika solcher Cluster-Strukturen 

sind: 

◼ Vier Netze verbinden alle Komponenten des Energiesystems, von der Be-

reitstellung über die Speicherung und Verteilung bis zur Verwendung für 

die zu erfüllenden Funktionalitäten. 

◼ Diese Netze sind: Stromnetze für Elektrizität, die zum größten Teil lokal 

generiert wird; Anergienetze für Wärme und Kühlen in Verbindung mit 

Erdsonden und Erdspeichern; Gasnetze, bei denen Erdgas allmählich durch 

biogenes Gas und Wasserstoff ersetzt wird; IT-Netz, dass alle Netze und 

die zugehörigen Komponenten steuert.   

◼ Alle Netze werden bi-direktional betrieben, d.h. man kann immer weniger 

zwischen Bereitstellung und Verwendung von Energie unterscheiden. 

Solar-Energie

Anlagen für solare 

Elektrizität und Wärme 

sind in die Gebäude 

integriert

Anergie-Netz

Ein Nieder-Temperatur-

Wärmenetz rezykliert 

Abwärme, vernetzt mit 

Wärmepumpen, 

Wärmetauschern

Erd-Speicher

Das sind die Speicher für 

Wärme im Winter und 

Kühlen im Sommer
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Abbildung 38: Das Projekt ehub bei EMPA Zürich  


